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Editorial

So schnell vergeht die Zeit. Schon halten Sie die zweite 
Ausgabe unseres Verbandsmagazins anspiel. in den Händen. 
Auch in diesem Heft wollen wir Sie mit ansprechenden 
Impulsen „anspielen“ und Ihnen zu neuen Sichtweisen 
verhelfen.

Unseren Schwerpunkt legen wir diesmal auf Barrieren und Teilhabe. Die 
Barrierefreiheit oder vielmehr die Forderung danach begegnet uns fast 
täglich. Schnell erscheint vor dem inneren Auge das Bild des Rollstuhlfahrers, 
der vor einer Treppe steht. Ebenso abgenutzt wie dieses Bild erschien uns 
in der Redaktionssitzung der ausschließliche Fokus auf Menschen mit 
Behinderungen. Deshalb haben wir uns angeschaut, welche Barrieren es im 
Allgemeinen gibt und wie man sie überwinden kann. Aber genauso wichtig 
war uns die Frage, wo unter Umständen Barrieren gebraucht werden.

Klare Grenzen setzen muss man zum Beispiel dann, wenn es zu sexuellen 
Übergriffen auf Pflegepersonal kommt. Dieses Thema darf nicht in der 
Tabuzone bleiben. Wenn wir den Pflegeberuf stärken wollen, müssen wir 
diese Situationen ansprechen und nach Lösungen schauen, die Fachkräften 
helfen. Unser Beitrag gibt einen Einblick und bietet erste Anregungen, wie 
Träger agieren können.

Wenn man als Minderjährige(r) am Eingang eines Clubs abgewiesen wird, hat 
das durchaus seinen Sinn. Schwierig wird es jedoch, wenn fehlendes Alter 
als Barriere für das Fortkommen auf dem Lebensweg wirkt. Jugendliche, 
die sich für einen Freiwilligendienst interessieren, müssen diese Erfahrung 
immer wieder machen. Einsatzstellen zögern bei der Übertragung von 
Verantwortung an Minderjährige. Unser Artikel macht Einrichtungen Mut, 
ihnen Chancen zu bieten.

Selbst Soziale Arbeit kann auf Barrieren stoßen, wenn sie sich neuen 
Zielgruppen zuwenden möchte. Das erlebten manche Träger, die Angebote 
für Geflüchtete aufbauen wollten. Wie erreicht man Menschen, wenn 
einem der Personenkreis bisher unbekannt ist? MEDEA e.V. hat diese Hürde 
erfolgreich gemeistert und schilderte uns, wie das gelang.

Neben ungewohnten Blicken auf das Thema bleibt aber auch bei den 
bekannten Herausforderungen zur baulichen Barrierefreiheit genügend 
Gesprächsstoff. Zwei Beiträge zeigen auf, wie diese gelingen kann und wir 
nicht den gängigen Irrtümern aufsitzen.

Ich hoffe, Sie finden den einen oder anderen Artikel, der Ihnen Anregung und 
Hilfestellung für die eigene Arbeitspraxis bietet. Rückmeldungen dazu, ob es 
uns gelungen ist oder nicht, nehmen wir dankend entgegen.

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen.

Michael Richter 
Landesgeschäftsführer

Vorsicht Stufe!
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in Gegenwart der Eltern unterhielten und 
nicht wollten, dass die Eltern mitbekom-
men, worüber wir sprachen, so redeten 
wir in einer eigenen Kunstsprache, die wir 
Löffelsprache nannten. Solcherlei Formen 
bewusster Ausgrenzung dürften wohl heute 
eher die Ausnahme sein. Schwieriger ist 
es da schon mit Barrieren, die aufgrund 
von Gedankenlosigkeit Menschen aus-
grenzen. Ein Klassiker gewissermaßen ist 
da der interessante Powerpoint-Vortrag 
vor Menschen mit Sehbehinderung bzw. 
Blindheit.

Wenn es um den Abbau von Barrieren geht, 
dann braucht es eine Kultur der Achtsamkeit 
und des Interesses statt der Gleichgültig-
keit. Neudeutsch wird das auch gern mit 
„Bewusstseinsbildung“ umschrieben, aber 
so ganz ohne Sinn sind die alten Begriffe 
ja auch nicht.

Was es ebenso braucht, das ist der Blick 
auf diejenigen unter uns, die den größten 

Kann der Rollstuhl da vorne bitte mal zur Seite gehen?
Nein - natürlich ist es nicht immer schlecht, 
wenn plötzlich irgendwo eine Barriere auf-
taucht und es nicht mehr weiter geht. Als 
beispielsweise die Elbe ihr Flussbett verließ, 
um sich auf den Weg in die Straßen und 
Häuser zu machen, da war es gut, dass da 
jemand plötzlich Sandsäcke aufstapelte 
und der Elbe Einhalt gebot. Und dass eine 
Partei, wenn sie denn in den Bundestag 
einziehen will, erst einmal die Fünf-Pro-
zent-Hürde überwinden muss, hat auch 
seine Vorteile.

Es kommt immer auf den Kontext an, in dem 
uns plötzlich eine Barriere begegnet: Die 
geschlossene Bahnschranke ist da durch-
aus anders zu bewerten als eine Treppe 
zum Fahrstuhl. Solange Barrieren Gefah-
ren ausgrenzen, abwehren und aufhalten 
sollen, ist sicher nichts gegen Barrieren zu 
sagen. Wenn sie aber Menschen ausgren-
zen, abwehren und aufhalten, dann sieht 
die Sache schon anders aus.

In der Regel stoßen Betroffene aus zwei 
Gründen auf ausgrenzende, abwehrende 
und aufhaltende Barrieren: Da ist zu einem 
der Vorsatz und da ist zum anderen die 
Gleichgültigkeit. Wenn wir uns als Kinder 

Unterstützungsbedarf haben. Wenn alles 
so ausgestaltet ist, dass sie teilhaben kön-
nen, dann können alle anderen, die auf 
weniger Unterstützung angewiesen sind, 
auch teilhaben. 

Damit ist nicht nur der der Blick auf eine 
konkrete Person verbunden, sondern das 
bedeutet auch, eine neue gesellschaftliche 
Perspektive einzunehmen. Eine Perspektive, 
die anerkennt, dass ein gelingendes Leben 
aus sich selbst heraus nicht möglich ist.
Wir waren, wir sind und wir werden immer 
wechselseitig voneinander abhängig sein. 

Eine Wendeltreppe in ein Haus einzubauen 
bedeutet, genau diesen Umstand zu leug-
nen. So haben wir über die Jahre unsere 
Illusionen über uns in Stein gehauen und 
in Beton gegossen und um uns herum eine 
Welt (auf )gebaut, die wir selbst nur tem-
porär nutzen können, weil sie Gesundheit 
voraussetzt und aus der wir uns, wenn der 
Bedarf an Hilfe eine bestimmte Intensität 
übersteigt, schicksalsergeben verabschie-
den, um in eine zweite, in eine Sonderwelt, 
zu wechseln. Das ist nicht wirklich clever, 
entsteht aber, wenn man sich für unsterb-
lich, unverwundbar und unschlagbar hält. 

Und bitte...
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Und auch nicht wirklich clever ist es, zu 
glauben, dass diese unsere selbst gewählte 
Art zu leben, nicht veränderbar wäre. Da 
geht noch was.

Ja, und wenn alles Ausgrenzende fehlt und 
es keine Sonderwelten (mehr) gibt, dann 
haben wir das, was gern mit dem Begriff 
der „inklusiven Gesellschaft“ umschrieben 
wird. Insofern handelt es sich bei dem 
Begriff der Inklusion um weit mehr als 
einen Fachbegriff aus dem Bereich der 
Sozialarbeit. Strenggenommen handelt 
es sich um eine Vision des gesellschaftli-
chen Zusammenlebens. Und jeder Abbau 

von Ausgrenzung und jeder Verzicht auf 
Wegfall von Besonderung kommt diesem 
Ziel der inklusiven Gesellschaft näher.

So gesehen ist „Bewusstseinsbildung“ weit 
mehr als eine Fachaufgabe, die zwischen 
08:00 Uhr und 16:00 Uhr von Sozialprofis zu 
bearbeiten ist. Damit sich neues Bewusst-
sein bilden kann, sind nicht selten auch 
Denkbarrieren im Kopf zu überwinden. 

Aber der ja zum Glück deshalb rund ist, 
damit das Denken seine Richtung wech-
seln kann.

Das eigene Handeln darf bei der Betrach-
tung von Barrieren nicht aus dem Blick 
geraten. Ich bin froh, dass der Paritätische 
sich des Öfteren an die eigenen Nase fasst 
und die dabei gewonnen Erkenntnisse in 
die Arbeit einfließen oder sich in den Dis-
kussionen widerspiegeln. Denn was wir 
beim Abbau von Barrieren, dem Setzen 
von Grenzen und dem Ermöglichen von 
Teilhabe ganz bestimmt nicht brauchen, 
sind Denkverbote.

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe

Roland Frickenhaus ist Referent des Paritätischen 
Sachsen für Soziale Teilhabe. Seit über 37 Jahren ist er in 
der Behindertenhilfe engagiert und sagt: „Barrierefreiheit 
betrifft uns alle. Niemand sollte denken, dass es für einen 
selbst keine Barrieren gibt. Das ist ein fataler 
Trugschluss.“
Mitglieder lesen Fachinformationen des 
Fachreferats unter 
www.parisax.de/fachinformationen

Inklusion als Vision des 
Zusammenlebens

Kann der Rollstuhl da vorne bitte mal zur Seite gehen?



Insbesondere Fachkräfte in ambulanten Diensten sehen sich bisweilen sexuell motivierten Übergriffen 
durch Pflegebedürftige ausgesetzt. Diese reichen von anzüglichen Bemerkungen bis hin zu körperlicher 
Belästigung. Obwohl das Thema nicht neu ist, bleibt es weitgehend tabubeladen. Dabei sind Fachkräfte 
und Träger im eigenen Interesse gefordert, hier Barrieren zu schaffen.

Grenzen setzen: Sexuelle 
Übergriffe auf Pflegepersonal

Bereitwillig greifen Medien das Fehlverhal-
ten einzelner Personen in Einrichtungen 
und Diensten auf, wenn es beispielsweise 
zu Misshandlungen von Pflegebedürftigen 
gekommen ist. Nicht selten steht dabei 
sofort die gesamte Branche unter General-
verdacht. Wie oft sich andererseits jedoch 
Pflegekräfte dem aggressiven Verhalten 
von Pflegebedürftigen ausgesetzt sehen, 
wird selten angesprochen. Die Bandbreite 
reicht von verbal aggressivem Verhalten 
über sexuelle Belästigung bis hin zu kör-
perlicher Gewalt.

In der vom Bundesministerium für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend im Jahr 
2006 beauftragten Studie ‚Kriminalität und 
Gewalt im Leben alter Menschen‘ gaben 
61 Prozent des befragten Pflegepersonals 
an, schon einmal verbalen Aggressionen 
ausgesetzt gewesen zu sein. Etwa 36 Pro-
zent berichteten von physischen Übergrif-
fen. „Wenngleich die vorliegenden Zahlen 
schon älter sind, zeigen Gespräche mit 
Pflegenden, dass sich an der Situation 

Pflege
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nichts geändert hat. Für das betroffene 
Personal ist dies ein enormer Belastungs-
faktor, der mitunter traumatisierend wirken 
kann. Einrichtungen und Dienste müssen 
sich des Themas bewusst annehmen, wenn 
sie Fachkräfte unterstützen und binden 
wollen“, sagt Claudia Österreicher, eine 
der Referentinnen für Altenpflege des 
Paritätischen Sachsen.

Dem ambulanten Versorgungssetting 
kommt in diesem Zusammenhang eine 
besondere Rolle zu. Die Pflegebedürftigen 
werden in ihrem gewohnten Umfeld ver-
sorgt und agieren somit in der Sicherheit 
ihrer geschützten Häuslichkeit. Das wahr-
genommene Überschreiten einer persön-
lichen Toleranzschranke gegenüber der 
Pflegeperson kann einfach der Ausdruck 

einer Sehnsucht nach Wärme oder einem 
vertrauten Gespräch sein. Laut der BMFS-
FJ-Befragung handelt es sich bei immerhin 
rund einem Sechstel der angegebenen 
auffälligen Verhaltensmuster in der Pflege 
aber um sexuelle Belästigung, die sowohl 
verbal als auch mittels körperlicher Über-
griffe erfolgt. Claudia Österreicher dazu: 
„Die Formen des sexualisierten Kontaktes 
können von unerwünschter Berührung wie 
beispielsweise dem oft verharmlosten Klaps 
auf den Po, von Bedrängung, dem Benutzen 
von sexualisierter Fäkalsprache oder dem 
erzwungenen Anschauen pornografischen 
Materials bis hin zur eindeutigen Auffor-
derung zu sexuellen Handlungen reichen.“

Eine Studie des Kriminologischen For-
schungsinstituts Niedersachsen bestätigte 
schon 2007 ähnliche Werte. Demnach be-
richteten 18 Prozent der weiblichen Pfle-
gekräfte in ambulanten Pflegediensten, 
schon von Patienten belästigt worden zu 
sein. Wie groß die wirkliche Zahl der Be-
lästigungen ist, die ein Überschreiten der 

Besondere 
Herausforderung für die 
ambulante Pflege
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individuellen Intimgrenze der Pflegekraft 
darstellen, kann nicht gesagt werden. Die 
Zahlen schwanken aufgrund des persönli-
chen Empfindens der betroffenen Personen 
sowie den unterschiedlichen Settings in 
der ambulanten wie stationären Pflege. 

Gleichzeitig müssen zwei Formen der Beläs-
tigung unterschieden werden. Zum einen 
gibt es die bewussten sexuellen Belästigun-
gen durch Pflegebedürftige. Andererseits 
aber auch Situationen mit Menschen, die 
ihre Triebe krankheitsbedingt nicht mehr 
unter Kontrolle haben. Zu letzteren können 
beispielsweise Menschen mit Demenz oder 
anderen Hirnerkrankungen sowie psychisch 
erkrankte Personen zählen.

„Pflegehandlungen gehen grundsätzlich 
mit einer gewissen Nähe, direktem Kör-
perkontakt und Berührungen einher, was 
einen besonderen Umgang mit Intimität 
zur Folge hat“, umreißt die Fachreferentin 
das Spannungsfeld in der Praxis. „Eine Viel-
zahl der Pflegedienste sensibilisiert ihre 
Mitarbeitenden bereits für das Verhalten 
in herausfordernden Situationen und bie-
tet regelmäßige Reflexionsmöglichkeiten 
im Team sowie die Teilnahme an Fortbil-
dungen an. Zudem gibt es bei einigen 
Trägern konkrete Verfahrensregeln zum 
Verhalten bei Übergriffen auch sexueller 
Art auf Pflegekräfte durch Pflegebedürftige, 
die den Beschäftigten Sicherheit geben 
und Handlungsmöglichkeiten aufzeigen.“

Eine grundlegende Notwendigkeit im 
Umgang mit sexueller Belästigung im 
Arbeitsumfeld der Pflege ist es, den Mitar-
beitenden Verständnis entgegenzubringen. 
Führungskräften wird hierbei eine beson-
dere Verantwortung und Professionalität 
abverlangt, da sie ein offenes Klima im Team 
aktiv befördern und Betroffene ermutigen 
müssen, sich zu äußern. Die Unterstützung 
der Betroffenen muss vertrauensvoll und 
vorurteilsfrei erfolgen. Nicht selten haben 
jedoch gerade Berufsanfänger(innen) Angst, 
eventuelle Vorkommnisse offen anzuspre-
chen. Deshalb sollten entsprechende Inhalte 
bereits in der Ausbildung vermittelt werden. 
Arbeitgeber sind dazu verpflichtet, ihre 
Beschäftigten vor sexuellen Übergriffen 
so weit wie möglich zu schützen.

Personal stärken - 
Arbeitgeber in der 
Verantwortung

Raus aus der Tabuzone!
Juliane Vogt ist Trainerin für systemisches 
Aggressionsmanagement. Nach vielen Jahren aktiver Arbeit 
in unterschiedlichen Bereichen der Sozialpädagogik ist 
sie nun als Fortbildnerin tätig. Wir fragten sie, wie man 
mit sexuellen Grenzüberschreitungen durch Klient(inn)en 
umgeht.

Was muss bedacht werden, wenn man sich dem Thema nähert?

Wichtig für alle Mitarbeitenden in ambulanter und stationärer Pflege ist es, dass 
sexuelle Grenzüberschreitungen offen angesprochen werden. Das Thema muss 
endlich raus aus der Tabuzone. Deshalb sind Gespräche mit vertrauten Kol-
leg(inn)en und schließlich dem ganzen Team ein wichtiger Schritt. Frauen und 
Männer sind gleichermaßen betroffen. Zu Beginn hilft es jedoch, das Thema in 
geschlechtshomogenen Gruppen zu besprechen. 

Finden Sie eine gemeinsame sachliche Sprache für das Thema Sexualität. Einigen 
Sie sich auf Worte, die Sie nutzen und üben Sie diese Gespräche im Alltag. Basis 
aller Gespräche ist, dass ganz allein die Mitarbeitenden als jeweils individuelle 
Persönlichkeit mit ihren Möglichkeiten, ihren biografischen Hintergründen das 
Recht haben, ihre Grenzen festzulegen. Denn die persönlichen Grenzen sind in-
dividuell unterschiedlich – und das ist gut so. Auch darüber sollte im Team gere-
det werden. Alle anderen Kolleg(inn)en haben die Pflicht, das so zu akzeptieren. 
In einer Atmosphäre von Achtung und Wertschätzung muss das möglich sein. Es 
gibt zu diesem Thema kein Richtig und Falsch!

Generell ist der Träger in der Verantwortung, den Beschäftigten beim Umgang 
mit dem Thema zu helfen. Wenn der Arbeitgeber dabei aktiv agiert, stärkt das 
gegen Angst und Unsicherheit.

Welche Handlungsschritte sind im Alltag möglich?

Schaffen Sie Klarheit. Sagen sie laut und deutlich, dass sie das nicht haben/hö-
ren wollen – ignorieren kann als Dulden der übergriffigen Aktivität verstanden 
werden.

Humor statt Angriff. Versuchen Sie klar, aber ohne Angriff zu formulieren, was 
genau Sie nicht wollen, was zu unterlassen ist. Manchmal hilft dabei Humor.

Wandeln Sie die übergriffigen Handlungen um. Beschäftigen Sie die Hände der 
Klient(inn)en mit Gegenständen, die die Pflegehandlung eventuell sogar unter-
stützen können.

Vereinbaren Sie im Team unterstützende Strategien für kritische Alltagsituatio-
nen. Erarbeiten Sie einen Schutzplan.

Erarbeiten Sie einen Standard, indem alle Beteiligten im Sinne der Unterstützung 
einzelner Kolleg(inn)en ihre Aufgaben und Möglichkeiten definieren. Dies kann 
beispielsweise im Rahmen des Qualitätsmanagements des Trägers geschehen.

Als letztes Mittel steht manchmal auch die Frage der Gegengewalt. Klären Sie 
mit Team und Träger, was dann anschließend zu tun ist.

Stärken Sie sich und Ihr Team für den 
Umgang mit sexuellen Grenzüberschreitungen 
durch Klient(inn)en. Nutzen Sie unsere 
Weiterbildungsangebote. Mehr dazu auf:

www.parisax.de/weiterbildung

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



Um bauliche Barrierefreiheit zu erreichen, müssen Bauherren schon vor der eigentlichen Baumaßnahme 
einen gewissen Weitblick beweisen. Die Laborschule des Omse e.V. in Dresden hat jetzt einen Aufzug und 
dabei weit mehr hinzugewonnen als nur die problemlose Beförderung zwischen den Stockwerken.

Umbauen für Barrierefreiheit

Wer das Gelände der Laborschule betritt, 
kann nur erahnen, dass sich hinter den 
freundlichen Fassaden der beiden Schul-
gebäude Plattenbauten aus den letzten 
Jahren der DDR verbergen. Der Schulträger 
hat den Standort seit seiner Übernahme 
im Jahr 2004 stetig weiterentwickelt und 
baulich ertüchtigt. „Bei allen baulichen Tä-
tigkeiten standen sowohl unser pädago-
gisches Konzept Pate als auch der Wille, 
weitgehende Barrierefreiheit zu erreichen. 
Wir wussten aber, dass der Weg zu einem 
inklusiven Gebäude einen langen Atem 
braucht“, erklärt Schulleiter Stephan Schulze.

Einen wichtigen Schritt ging die Labor-
schule im vergangenen Schulhalbjahr mit 
dem Einbau eines Aufzugs. Ausgangspunkt 
war der Wunsch nach einer räumlichen 
Verbindung zwischen den bestehenden 
Gebäuden, bei der Höhenunterschiede 
zwischen den Etagen ausgeglichen wer-
den mussten.

Doch Zeitdruck ist selten ein guter Berater. 
Deshalb sollte für den Vorlauf, aber auch die 
Durchführung selbst ausreichend Spielraum 
eingeplant werden. Am Bauprozess sind 
viele Akteure beteiligt, deren Perspektiven 
gehört werden sollten. Die Laborschule 
organisierte deshalb regelmäßige Treffen 
aller Beteiligten. Andreas Schaefer, einer 
der geschäftsführenden Vorstände des 
Schulträgers, berichtet dazu: „Dort kamen 
unter anderem der Architekt, der Brand-
schutzplaner und auch Personen anderer 
Fachämter wie beispielsweise dem Arbeits-
schutz zusammen. Von schulischer Seite 
waren der Schulleiter, die Leiterinnen der 
einzelnen Stufen und unser Baukoordi-
nator dabei. In diesem Zusammenspiel 
entstanden oft kreative Ideen, auf die 
man als Gebäudebetreiber alleine nicht 
gekommen wäre.“

Freie Schulen

8

Vergleichbare Runden sind insbesondere 
in der Anfangsphase durchaus zeitinten-
siv. Sie sind aber notwendig, sollte sich 
beispielsweise dabei herausstellen, dass 
die sukzessive Ertüchtigung von denk-
malgeschützten Gebäuden viel zu teuer 
werden würde und ein Neubau deshalb 
eher in Frage käme. Zudem spielen gene-
relle Überlegungen zum Raumkonzept, 
das eng mit den pädagogischen Überle-
gungen zur Alltagsgestaltung verknüpft 
sein muss, eine große Rolle. 

Besonders hilfreich ist es zudem, Menschen 
mit Behinderungen einzubeziehen. Aus 
dem Kontakt zu Inklusionsbeauftragten 
der Stadt oder Kommune sowie zu Organi-
sationen von Menschen mit Behinderun-
gen können wichtige Hinweise einfließen. 
„Beim nächsten Bauvorhaben werden wir 

Langfristige Perspektive 
einnehmen und alle 
Akteure beteiligen
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Ob Bauvorhaben für mehr Barrierefreiheit, Austausch zur 
pädagogischen Arbeit oder Positionierungen zur sächsischen 
Schulpolitik - die freien Schulträger in der 
Mitgliedschaft des Paritätischen Sachsen 
erhalten regelmäßig Fachinformationen unter:

www.parisax.de/fachinformationen

Die Aufbringung dieser  Gelder verbleibt 
beim Träger und muss im Haushalt einge-
plant werden. Diese Mittel stehen dann nicht 
der pädagogischen Arbeit zur Verfügung. 
Außerdem gibt es konkurrierende Anfor-
derungen von Brandschutz, gegebenen-
falls Denkmalschutz und Barrierefreiheit. 
Hier müssen die jeweiligen Ziele austariert 
werden, um zwischen Gebäudenutzung 
und -sicherheit sowie der Ästhetik einen 
Ausgleich zu schaffen.

In der Laborschule gibt es nun eine rollstuhl-
gerechte Grundausstattung. Sie besteht 
aus einem straßen- und einem hofseitigen 
Zugang sowie dem freien Zugang zu allen 
Etagen und Räumen. Zudem befinden sich 

stärker darauf achten, schon im Vorfeld 
zukünftige Nutzerinnen und Nutzer und 
ihre Perspektive einzubeziehen. Denn wir 
mussten feststellen, dass es Barrieren gibt, 
die wir gar nicht als solche identifiziert 
haben“, resümiert Andreas Schaefer.

Genauso kann der Austausch mit anderen 
Schulträgern, die gleiche oder ähnliche 
Bauvorhaben bereits realisiert haben, 
wertvolle Tipps bieten und dazu beitra-
gen, Fallstricke zu umgehen.

Soll ein Bauvorhaben gelingen, muss der 
Prozess gut durchmoderiert und von einer 
dialogischen Grundhaltung aller Beteilig-
ten getragen sein. So können selbst die 
kleinsten Schritte, aber auch die großen 
Meilensteine als Erfolge auf dem Weg wahr-
genommen und kommuniziert werden. 
Schulleiter Schulze lächelnd dazu: „Eine 
gewisse Gelassenheit kann sich selbst bei 
einem Bau im laufenden Schulbetrieb ein-
stellen, wenn Verantwortlichkeiten und 
Kommunikationsabläufe klar definiert sind.“

Eine externe Prozessbegleitung, die unter 
Kenntnis von geltenden Vorgaben, Verord-
nungen und Gesetzen auf Landes- und 
Bundesebene handelt, ist somit dringend 
anzuraten. So wird ein inklusiver Bauerfolg 
möglich, bei dem die Infrastruktur für alle 
Nutzergruppen Vorteile bringt.

Baubegleitung und der Dialog mit allen 
Akteuren schützen jedoch nicht in Gänze 
davor, Fehler zu begehen. Eine dement-
sprechende Fehlerkultur ist in einer Schul-
gemeinschaft unerlässlich, wenn am Ende 
eines Bauvorhabens niemand ausgelaugt 
zurückbleiben soll.

„Die Finanzierung des Vorhabens war 
nicht leicht, aber machbar“, erinnert sich 
Vorstandsmitglied Schaefer. „Wir haben 
uns über mehrere Fördermöglichkeiten 
informiert und konnten unser Vorhaben 
schließlich über das Programm ‚Soziale 
Stadt‘ umsetzen. Zudem haben wir noch 
Eigenmittel über einen Kredit eingebracht.“ 
Allerdings dürfe man nicht nur die reinen 
Baukosten sehen. Im Fall des Aufzugs ent-
stünden beispielsweise Folgekosten für 
die regelmäßige Prüfung und Wartung 
sowie den Notruf.

Sichtbare Fortschritte, 
die allen nutzen

Finanzierung vollständig 
durchdenken

Baubegleitung - ein Muss

Lernen in Räumen, die für alle zugänglich sind.

in jedem der beiden Gebäude behinder-
tengerechte Toiletten. 

Nicht nur Schüler(innen) und Lehrkräfte 
profitieren von der neu gewonnenen 
Freiheit. Die neue schulische Infrastruktur 
steht ebenso für Gäste offen – sei es als 
Wahllokal, zum Tag der offenen Tür, zur 
Schuleinführung oder für eine Projektwoche 
rollstuhlfahrender Rugbyspieler.

„Alle freuen sich mit, wenn ein weiterer 
Schritt gemacht wurde. Allerdings bleibt 
noch einiges zu tun. Ich denke da an die 
viel zu steilen Rampen an unserer Turn-
halle. Barrierefreiheit kann eben nicht von 
heute auf morgen entstehen. Gleichzeitig 
sind die kleinen Schritte nützlich, um sich 
nicht zu verzetteln und vorausschauend 
für die nächsten Bauphasen zu planen“, 
ist Stephan Schulze überzeugt. 

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



Bauliche Barrierefreiheit ist Voraussetzung für selbstbestimmtes 
Leben und Teilhabe. Dem würde niemand widersprechen. Und doch 
halten sich gewisse Denkfehler, die Bauherren davon abhalten, sich dem barrierefreien Bauen 
zuzuwenden. Diese Fehleinschätzungen begegnen dem  Architekten Kay Kaden in der Praxis immer 
wieder. Für anspiel. klärt er die fünf gängigsten Irrtümer auf.

Die fünf 
häufigsten 
Irrtümer 
über bauliche 
Barrierefreiheit

Soziale Teilhabe
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Die Angst vor höheren Baukosten lässt 
Bauherren immer wieder vor dem Thema 
Barrierefreiheit zurückschrecken. Ja, die 
Kosten können beim Neubau etwas höher 
ausfallen, wenn man alle Aspekte der 
Barrierefreiheit berücksichtigen möchte. 
Betrachtet man jedoch die Nutzungsdauer 
eines Hauses und den Umstand, dass even-
tuelle Ertüchtigungen im Nachgang erfolgen 
müssten, stellt sich der anfängliche Mehr-
aufwand in der Regel als Ersparnis heraus. 

Bei vielen Bauvorhaben werden die barrie-
refreien Bausteine des Projektes zusätzlich 
geplant. Da gibt es beispielsweise ein bar-
rierefreies WC zusätzlich zu allen anderen 
Toiletten oder es wird ein Plattformlift ein-
gebaut statt eines Aufzuges oder einer 
geschickten Anordnung der Funktionen 
in ebenerdig zugänglichen Bereichen. 

Das ist nicht notwendig. Barrierefreie WCs 
können zum Beispiel auf die Anzahl not-
wendiger Toiletten angerechnet werden 

Deshalb gilt es, in der Planungs-
phase aufmerksam zu sein. Neben 
der intensiven Beschäftigung mit 
den Fragen der Barrierefreiheit 
sollten die künftigen Nutzungs-
konzepte und die tatsächlichen 
Anforderungen an das Gebäude 
geprüft werden. Nur so lassen 
sich die besten und effektivsten 
Lösungen finden.

und geschlechtergetrennt zugeordnet 
werden. So kann bei zwei verschieden-
seitig anfahrbaren WCs auch Platz gespart 
werden. Aufzüge erleichtern Unterhalt und 
Pflege eines Gebäudes. Statt Putzmittel-
räumen in allen Etagen ist zum Beispiel 
ein Putzmittelraum ausreichend, wenn ein 
Aufzug vorhanden ist.    

Wichtig ist eine vorausschauende Pla-
nung. Der Bezug eines Gebäudes zum sich 
anschließenden Stadtraum bzw. Gelände 

Barrierefreiheit ist ein zusätzlicher Aufwand.

Barrierefreiheit ist zu teuer.

1

2

ist entscheidend für den Entwurf. Wer die 
Weichen bereits zu Beginn der Planung 
richtig stellt, kann zusätzliche Aufwendun-
gen vermeiden und barrierefrei bauen. 
Der Mehrwert an Komfort, Flexibilität 
und Nutzerfreundlichkeit während der 
Lebensdauer des Gebäudes ist immens. 
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Dieser Irrtum schließt 
sich dem vorangegan-

gen gerne an. Oft ist zu 
hören, dass es gar keine 

Nutzer(innen) gibt, die 
Mobilitäts- oder sensorische 

Einschränkungen haben. Dann 
heißt es: „Das machen wir spä-

ter, wenn der Bedarf da sein sollte.“ 
Abgesehen von den Schwierigkeiten 

und Kosten einer späteren Nachbesserung 
gewinnt hier der Tunnelblick die Oberhand. 
Durch diese selektive Wahrnehmung wer-
den rund 30 Prozent der Nutzer(innen) 
ausgeschlossen. 

Besonders spannend wird es beim Bauen 
im Bestand. Wenn es sich dann noch um 
ein denkmalgeschütztes Gebäude handelt, 
dominiert zuweilen die Auffassung, dass die 
Vorgaben des Denkmalschutzes wichtiger 
als die Anforderungen an die Barrierefrei-
heit sind.  Dem ist nicht so, denn beides 
sind gleichberechtigte Anforderungen 
an öffentlich zugängliche Bauwerke. Hier 

Bauliche Anlagen und Häuser sollen sicher 
nutzbar, tragfähig, wirtschaftlich und schön 
sein. Die damit verbundenen Anforderungen 
unterliegen teilweise strengen Regelun-
gen. Daher nehmen manche Bauherren 
das barrierefreie Bauen als Bevormundung 
wahr und fühlen sich in ihrer Gestaltungs-
freiheit eingeschränkt.  

Ein Trugschluss, wenn man sich auf die 
Funktion und Aufgabe eines Bauwerkes 
besinnt. In aller Regel dienen Bauwerke 
dem Menschen. Die Kernkompetenz von 
Planung und Gestaltung sollte es deshalb 
sein, diesem Anspruch gerecht zu werden. 
Das schließt die barrierefreie und bedarfs-
gerechte Nutzbarkeit ein. 

Die Anforderungen an ein barrierefreies 
Gebäude fokussieren auf relativ wenige, 

Barrierefreiheit wird dabei häufig auf 
Rollstuhlfahrer und Gehbehinderungen 
reduziert. Sensorische Einschränkungen 
und die Schnittmengen zur Unfallprävention 
werden jedoch ausgeblendet. Insbesondere 
ältere Menschen werden so ausgegrenzt, 
da mit dem Alter meist multiple Behinde-
rungen einhergehen. Schlecht zu hören, 
schlecht zu sehen und eingeschränkte 
Mobilität kommen dann oftmals zusam-
men. Es gilt die Devise: Barrierefreiheit ist 
für alle komfortabel und sichert Teilhabe 
selbst für jene, die man eventuell noch 
nicht im Blick hat.

bedarf es jedoch der besonders geschick-
ten Planung, um beiden Ansprüchen in 
ausgewogenem Maße gerecht zu werden. 

Zu beachten ist dazu das 2013 novellierte 
Denkmalgesetz des Freistaates Sachsen.  Die 
Aufgaben von Denkmalschutz und Denk-
malpflege werden in §1 des Sächsischen 
Denkmalschutzgesetzes definiert. Dieser 

jedoch wesentliche Parameter. Die Regel-
werke des barrierefreien Bauens definieren 
dabei (Schutz)Ziele. Die Wege zu diesem Ziel 
sind vielfältig. Den Bauherren und Planern 
verbleibt ein breiter Gestaltungsspielraum. 

Kay Kaden ist diplomierter Ingenieur und 
verfügt über zwei Jahrzehnte Erfahrung als 
Architekt und Stadtplaner. 

Seit 2012 betreut er die Koordinierungs- 
und Beratungsstelle für barrierefreies 

Planen und Bauen bei unserem 
Mitglied Sozialverband VdK Sachsen e.V. 
in Chemnitz.

Mehr erfahren auf www.vdk.de/sachsen

Barrierefreiheit machen wir, wenn sie gebraucht wird.

Denkmalschutz schlägt Barrierefreiheit.

Barrierefreiheit behindert mein Bauvorhaben.

3
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5

In weiten Teilen der Welt ist die barrie-
refreie Erreichbarkeit und Nutzbarkeit 
selbstverständlich. Gerade bei öffentlichen 
Verkehrsmitteln, in Hotels und Gaststätten 
erreicht Deutschland aber nur unterdurch-
schnittliche Standards. Hier hilft bereits ein 
Blick auf das Leben an sich. Jeder war mal ein 
Baby und wurde im Kinderwagen gescho-
ben und jeder wird, so Gott will, alt und 
ist auf Erleichterungen und Unterstützung 
im Alter angewiesen. Barrierefreiheit nutzt 
allen, stärkt die Gesellschaft und unterstützt 
das Zusammenleben der Generationen. 

wurde um einen vierten Absatz mit dem 
Wortlaut: „Die Belange von Menschen mit 
Behinderungen oder mit Mobilitätsbeein-
trächtigungen sind zu berücksichtigen.“ 
ergänzt. Der Handlungsspielraum für Bau-
herren, die mehr Barrierefreiheit in ihren 
denkmalgeschützten Gebäuden schaffen 
möchten, ist demnach gewachsen.

Wenn barrierefreies Bauen ein selbstver-
ständlicher Planungsinhalt ist, können 
schöne und den eigenen Vorstellungen 
genehme Lösungen entstehen.

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



Ist von Autismus die Rede, kommen mit dem Thema weniger befassten Menschen schnell die klischeehaften 
Bilder vom Rechengenie mit fehlender sozialer Kompetenz in den Sinn. Autismus-Spektrum-Störungen 
(ASS) stellen sich jedoch weit vielfältiger dar. Diese rechtzeitig zu erkennen, ist entscheidend, um die 
Teilhabe von Personen mit ASS zu fördern. Dr. phil. Philipp Knorr vom Autismuszentrum Oberlausitz 
wünscht sich deshalb eine stärkere Wahrnehmung des Themas in der Kinder- und Jugendhilfe und gibt 
einen Überblick.

Autismus erkennen und 
Teilhabe ermöglichen

Kinder- und Jugendhilfe

Die Erfahrung zeigt, dass Fachkräfte in 
der Kinder- und Jugendhilfe vielfach 
Unsicherheiten im Umgang mit ASS 
zeigen. So liegen oft nur wenige bis keine 
praktischen Erfahrungen vor, spezifische 
Weiterbildungsangebote sind kaum 
vorhanden und umfassende autismus-
spezifische Konzepte der kinder- und 
jugendhilflichen Förderung fehlen.

Eine wenig ermutigende Bestandsaufnahme, 
denn die Häufigkeit von ASS-Diagnosen 
hat in den letzten Jahren zugenommen. 
Selbst wenn dieser Anstieg vermutlich einer 
verbesserten Diagnostik und Früherken-
nung geschuldet ist und die tatsächliche 
Anzahl Betroffener wohl konstant ist, bleibt 
der Umstand alarmierend. Der Anteil an 
ASS-Betroffenen liegt somit bei Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland zwischen 
0,3 und 0,6 Prozent. 

Damit die Teilhabe gerade in so prägenden 
Lebensabschnitten wie der Kindheit und 
Jugend gelingt, ist ein fachbereichsüber-
greifender Blick unumgänglich. Zusätzlich 
zum Einsatz multiprofessioneller Teams in 
der Kinder- und Jugendhilfe sollten Päd-
agog(inn)en und Sozialarbeiter(innen) 
verstärkt für die besonderen Bedarfe von 
Menschen mit ASS sensibilisiert werden. 
Nicht zuletzt, um sehr häufige negative 
Fehlinterpretationen des autismusbeding-
ten Verhaltens zu vermeiden. 

Autismus-Spektrum-Störungen werden laut 
Weltgesundheitsorganisation zu den tief-
greifenden Entwicklungsstörungen gezählt, 
deren Ursache vor allem in angeborenen 

Faktoren gründet. Verkürzt lassen sich ASS 
zu drei Diagnosen zusammenfassen: früh-
kindlicher Autismus, atypischer Autismus 
und das Asperger-Syndrom.

Die symptomatischen Ausprägungen von 
ASS zeigen sich durch Beeinträchtigungen 
in drei Bereichen, die starken Einfluss auf die 
gesellschaftliche Teilhabe besitzen, wenn 
beim Gegenüber keine Kenntnis hinsichtlich 
der Entwicklungsstörung herrscht.

Kinder und Jugendliche mit Autismus zeigen 
Auffälligkeiten in der sozialen Interaktion 
und im zwischenmenschlichen Kontakt. 
Sie haben beispielsweise Probleme, 
Blickkontakt, Mimik, Körperhaltung 
und Gestik zu verstehen und zur 
Steuerung der sozialen Interaktion zu 
nutzen. Dadurch finden sie schlecht 
Anschluss an Gleichaltrige. Ihr Ver-
halten wird oft als sozial-emotional 
und kommunikativ unpassend 
verstanden. 

Insbesondere zwischen-
menschliche Interaktion 
stellt Kinder und Jugendli-
che mit Autismus vor große 
Herausforderungen. Sie 
zeigen Auffälligkeiten in 
der Kommunikation und 
in der Sprache. So können 
sie beispielsweise Schwie-
rigkeiten haben, einen 
sprachlichen Kontakt 
zu beginnen und auf-
rechtzuerhalten (z. B. 
Small-Talk) oder Ironie, 
Witz, Sprichwörter und 
Redewendungen zu ver-
stehen. Zudem nutzen und 
verstehen sie wenig Gestik 
und Mimik.

Ein weiterer Aspekt sind begrenzte, repetitive 
und stereotype Verhaltensmuster, Interessen 
und Aktivitäten. Dies kann sich unter ande-
rem dadurch ausdrücken, dass sie zwanghaft 
auf bestimmte Handlungen, Regelungen 
oder Rituale bestehen, exzessiv ihren Spezi-
alinteressen nachgehen oder nur schwierig 
spontane Veränderungen im (Schul-)Alltag 
bewältigen können. Manchmal zeigen sie 
wiederkehrende Bewegungsmuster, wie 
beispielsweise Händeflattern oder Hüpf- 
und Drehbewegungen. 

Autismus - was ist das 
eigentlich?
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Gleichzeitig können Kinder und Jugendliche 
im Autismus-Spektrum auf allen Stufen 
intellektueller Leistungsfähigkeit stehen 
und werden somit auch in allen Schul-
arten beschult. Lediglich die Hälfte der 
Betroffenen liegt im Bereich der geistigen 
Behinderung.

Die beschriebenen Symptome führen zu 
Beeinträchtigungen in schulischen, sozia-
len, beruflichen oder anderen wichtigen 
Alltags- und Funktionsbereichen. Ergän-
zend zur Stärkung der Betroffenen selbst 
ist insbesondere die Sensibilisierung des 
Umfeldes für das Störungsbild entscheidend, 
damit Teilhabe gelingen kann. Aspekte der 
jeweiligen Ausprägung sind dabei ebenso 
zu benennen wie förderliche Verhaltens-
weisen des Umfeldes.

Als Methode in der Arbeit mit den Menschen 
mit ASS und deren Umfeld hat sich unter 
anderem der TEACCH-Ansatz bewährt. Dabei 
wird versucht, über Visualisierung und Struk-
turierung der Umgebung Vorhersehbarkeit 

Dr. phil. Philipp Knorr arbeitet seit 
2001 mit Menschen im Autismus- 
Spektrum und ist derzeit Leiter 
des Autismuszentrums Oberlausitz 
unseres Mitglieds Bürgerhilfe 
Sachsen e.V. Der in Psychologie 

promovierte Sonderpädagoge bietet 
Weiterbildungen und 

Beratung zum Thema an.

www.autismuszentrum-oberlausitz.de

Bedürfnisse sehen, 
Orientierung bieten, 
Zusammenhänge 
verständlich machen

und somit eigenständige Handlungsfähig-
keit zu schaffen. Die kann beispielsweise 
durch Ablaufpläne, Checklisten, Merkhilfen 
oder bestimmte Markierungen erfolgen.

Die soziale Interaktion ist für die Betroffe-
nen eine besondere Hürde. Hierfür können 
Sozialtrainings genutzt werden, bei denen 
man sozialen Denkprozessen, Verhaltens-
weisen und Zusammenhängen nachgeht. 
Dazu gehören das Erlernen von Signalen 
der Körpersprache und von Emotionen oder 
auch die Auseinandersetzung mit sozialen 
Regeln und Abläufen. Methodische Ansätze 
dafür bieten etwa Sozialgeschichten, Comic 
Strips, soziale Anleitungen oder Rollenspiele. 

Ablaufpläne, Merkhilfen und Checklisten können das eigenständige Handeln der Kinder und Jugendlichen unterstützen.

Die aufgeführten Ansätze sollen als 
Anstoß dienen und ermutigen, sich mit 
Autismus-Spektrum-Störungen auseinan-
derzusetzen. Trägern, Einrichtungen und 
Diensten stehen in Sachsen verschiedene 
Beratungsangebote zur Verfügung. Neben 
spezialisierten Autismuszentren und Autis-
musambulanzen in Dresden, Chemnitz, 
Leipzig, Bautzen und im Vogtland bieten 
die Regionalverbände des Bundesver-
bandes Autismus Deutschland sowie 
diagnostizierende Stellen (i.d.R. Kinder- 
und Jugendpsychiatrien) weiterführende 
Beratung und fachliche Hinweise an.

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



der Bedarf an Beratung zur Gesundheit 
sowie bei psychischen Problemen bei 
geflüchteten Frauen vorhanden ist, war 
uns schnell klar. Zu den oft traumatisieren-
den Fluchterfahrungen kommt der Verlust 

des persönlichen 
Netzwerks aus Fami-
lie und Freunden, 
das eine stützende 
Funktion ausüben 
könnte. Wir standen 
vor der Frage: Wie 
erreichen wir die Ziel-
gruppe?“, berichtet die 
im Projekt mitarbei-
tende Psychologin 

Anke Müller-Gupte. Die Regelangebote 
sozialer Arbeit waren den geflüchteten 

Träger sozialer Arbeit, die vorher eher wenig Berührung mit dem Themenbereich Migration hatten, 
möchten ihre Angebote beispielsweise für Geflüchtete öffnen. Der Zugang zur Zielgruppe ist jedoch nicht 
immer leicht. Dem Frauen- und Mädchengesundheitszentrum MEDEA aus Dresden ist dies gelungen und 
es betreibt nun das Projekt Gesundheitsförderung für asylsuchende Frauen. 

Geflüchtete auf Augenhöhe 
erreichen und ihnen helfen

Neben einem der Eingänge des Plattenbaus 
im Dresdner Westen weist ein fast unschein-
bares Schild auf die Beratungsstelle des 
MEDEA e.V. hin. In den letzten Monaten 
haben die drei Mitarbeiterinnen aus einer 
kleinen Dreiraum-
wohnung einen Ort 
der Begegnung und 
Beratung gemacht. 
Ihre Zielgruppe sind 
hier insbesondere 
asylsuchende Mäd-
chen und Frauen, 
die im umliegenden 
Wohngebiet leben.

„Wir haben langjährige Erfahrungen in der 
geschlechterspezifischen Sozialarbeit. Dass 

Frauen nicht bekannt. Der Zugang zu 
Gemeinschaftsunterkünften sowie der 
dezentralen Unterbringung war hinge-
gen für die MEDEA-Mitarbeiterinnen nur 
bedingt möglich.

Ein spezielles örtliches Angebot zu eröffnen 
würde alleine nicht funktionieren, darin 
war sich das dreiköpfige Team aus Psy-
chologin, Sozialarbeiterin und Hebamme 
schnell einig. Die aufsuchende Arbeit stand 
daher am Anfang der Bemühungen. Hierbei 
stützten sich die Mitarbeiterinnen auf ihre 
Kontakte zur Flüchtlingssozialarbeit. Die 
dortigen Sozialarbeiter(innen) erfüllten 
somit eine Brückenfunktion, die einerseits 
half, Berührungsängste zu nehmen und 
andererseits ein gezielteres Zugehen auf 

Migration
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„Hinsichtlich der 
eigenen Gelassenheit 
und Flexibilität haben 
wir viel dazugelernt.“
Anke Müller-Gupte, Psychologin Te
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Menschen mit besonderen Hilfebedarfen 
ermöglichte. Anke Müller-Gupte erklärt: 
„Seit Beginn an geht es uns darum, eine 
gemeinsame Ebene mit den Frauen zu 
finden. Wir versuchten deshalb klar zu 
vermitteln, dass die Bedarfe der Frauen 
im Mittelpunkt unseres Handelns stehen.“

Doch nicht nur für die Asylsuchenden war 
der Prozess neu und mit unbekannten 
Aspekten besetzt. Obwohl sich die Mit-
arbeiterinnen auf ihre Qualifikationen und 
breites Erfahrungswissen stützen konn-
ten, bestand eine gewisse Unsicherheit im 
Team, wie die Hilfe für die neue Zielgruppe 
erfolgreich gelingen kann. Der offene 
Dialog über die eigene Unsicherheit, der 
Austausch zu verschiedenen Vorgehens-
weisen sowie der Kontakt zu erfahrenen 
Trägern innerhalb und außerhalb Sachsens 
boten hierbei eine Stütze.

Die Psychologin hebt einen Punkt besonders 
hervor: „Wir haben das Angebot gemeinsam 
mit den Frauen entwickelt. Dieses Vorge-
hen auf Augenhöhe gab uns die nötige 
Sicherheit und bei den Frauen wuchs das 
notwendige Vertrauen in unser Angebot. 
Entscheidend waren dabei Wertschätzung 
und die Bereitschaft, dem gesamten Pro-
zess die notwendige Zeit einzuräumen. 
Hinsichtlich der eigenen Gelassenheit und 
Flexibilität haben wir viel dazugelernt. 
Erfahrungen, die wir den Kolleginnen in 
anderen Angeboten ebenfalls zurückspie-
geln konnten.“ 

Zudem ermöglichte der Kontakt zum 
neuen Personen-
kreis nicht nur den 
Mitarbeiterinnen, 
die in direktem 
Kontakt mit den 
a s y l s u c h e n d e n 
Frauen standen, 
eine interkulturelle 
Öffnung der eige-
nen Sichtweisen. 
Deshalb organi-
sierte MEDEA auf 
dem jährlichen Bundesverbandstreffen 
der Frauengesundheitszentren einen Aus-
tausch zwischen asylsuchenden Frauen 
und Kolleginnen aus ganz Deutschland. 
Im Gespräch gab es viele Aha-Effekte, die 

ein besseres Verständnis für die 
Lebenssituation der Geflüchteten 
ermöglichten, aber auch Anstöße 
für die Arbeit jener Kolleginnen 
boten, die mit deutschen Frauen 
und Mädchen arbeiten.

Einen weiteren Lerneffekt brachte 
die bisher ungekannte Notwen-
digkeit, das eigene Angebot im 
direkten Umfeld immer wieder zu 
kommunizieren. Als sich MEDEA 
dazu entschloss, die aufsuchende 
Arbeit mit einer Beratungsstelle 
zu ergänzen, sahen sich die Mit-
arbeiterinnen verschiedensten 
Hürden gegenüber. So stellte sich 
die Suche nach einer Immobilie 
schwieriger als gedacht dar. Der 
angespannte Dresdner Immobi-
lienmarkt erschwerte die Suche 
außerdem. Die Freude war umso 
größer, als schließlich passende 
Räume angemietet werden 
konnten.

Als weitere Aufgabe stand die 
Skepsis der Anwohner(innen) 
im Raum. Deshalb sorgten die 
Mitarbeiterinnen für Transparenz. 
Sie luden die Menschen des Stadt-
teils ein, um die neu eingerichtete 
Beratungsstelle in Augenschein zu 
nehmen. Insbesondere die Hausbe-
wohner(innen) waren interessiert und 
schauten vorbei. Die Bandbreite der Äuße-
rungen reichte von verhaltenem Interesse 
bis hin zu unmissverständlicher Ablehnung. 

Der Umstand, dass 
sich das Angebot 
ausschließlich an 
Frauen richtet, 
nahm etwas Druck 
aus dem Kessel. „Es 
gibt viele Menschen 
hier im Stadtteil, die 
sich für Geflüch-
tete engagieren. 
Dennoch hatten 
wir nicht erwartet, 

mit Freudenrufen begrüßt zu werden“, 
erinnert sich die Sozialarbeiterin Gab-
riela Nickl und erzählt weiter: „Dass wir 
vereinzelt jedoch auf derartige Ablehnung 
stießen, hat uns dann doch überrascht. 

Nach nunmehr 15 Monaten haben sich die 
meisten Kritiker beruhigt und ich denke, 
wir sind von Ablehnung zumindest zu 
einer gewissen Akzeptanz gelangt. Wir 
suchen kontinuierlich das Gespräch, um 
die Menschen mitzunehmen und even-
tuellen Befürchtungen oder Problemen 
rechtzeitig entgegentreten zu können.“

Wenngleich die Beratungsstelle für geflüch-
tete Mädchen und Frauen noch am Anfang 
steht, scheint sie sich zunehmend zu eta-
blieren. Begegnung, individuelle Beratung 
und regelmäßige Angebote zu Gesund-
heitsthemen gehen mittlerweile Hand in 
Hand. Jede Nutzerin weiß inzwischen, dass 
das unscheinbare Schild am Eingang auf 
einen Ort hinweist, an dem Wertschätzung 
und Miteinander spürbar sind.

Sich interkulturell öffnen und neue Zielgruppen erreichen. Nutzen 
Sie die Beratung und Begleitung durch unser Projekt:

Parität konkret - Interkulturelle Öffnung von sozialen Organisationen

www.parisax.de/verband/interkulturell

„Wir suchen 
kontinuierlich 
das Gespräch, 

um die Menschen 
mitzunehmen...“

Gabriela Nickl, Sozialarbeiterin

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



In den letzten Jahren hat die Zahl der minderjährigen 
Interessent(inn)en für ein Freiwilliges Soziales Jahr 
(FSJ) zugenommen. Doch reagieren Einsatzstellen oft 
zurückhaltend, wenn Freiwillige unter 18 Jahren zum 
Einsatz kommen sollen. Insbesondere den 15-jährigen  
Jugendlichen ist dies eine Barriere auf dem weiteren 
Lebensweg.

Minderjährige 
Freiwillige: 

Mut haben und 
Chancen bieten

„Im aktuellen Jahrgang des FSJ ist rund ein Drittel der Frei-
willigen unter 18 Jahre. Im FSJ ‚Chance‘ liegt der Anteil sogar 

bei 85 Prozent“, berichtet Pia Klimt, Referentin bei der Pa-
ritätische Freiwilligendienste Sachsen gGmbH. Der Trend 

hin zu immer mehr minderjährigen Bewerberinnen und 
Bewerbern sei bereits seit vier Jahren erkennbar. „Die 

volljährigen Abiturientinnen und Abiturienten zieht 
es eher ins Ausland, sie steigen auf direktem Weg in 

eine Berufsausbildung oder ein Studium ein. Min-
derjährige Jugendliche entscheiden sich dagegen 

eher für Inlandsfreiwilligendienste. Gerade jene 
mit Hauptschulabschluss kommen oft schon 

mit 15 Jahren zu uns. Sie sehen in einem Frei-
willigendienst eine sinnvolle Aufgabe oder 
Orientierungshilfe und außerdem stehen 
Ausbildungsstellen den Teenagern nicht 
nur wegen des Schulabschlusses, sondern 
ebenso wegen ihres Alters zurückhaltend 

gegenüber. Das Alter scheint hier wie eine 
Barriere zu wirken“, erläutert sie.

Doch die Vorbehalte der Einsatzstellen 
sind ebenfalls breit gefächert. So 

gibt es rechtliche Bedenken und 
Befürchtungen hinsichtlich ei-

nes Mehraufwands - angefan-
gen bei der Aufsichtspflicht 

für die Minderjährigen 
bis hin zu besonderen 
Vorgaben, die mit der 
Einhaltung des Jugend-
arbeitsschutzgesetzes 
auf die Einrichtungen 

Freiwilligendienste

Zahl minderjähriger 
Freiwilliger nimmt zu
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zukommen. Oft wird den 15-Jährigen auch 
mangelnde Reife unterstellt und infolge-
dessen treten Sorgen hinsichtlich eines 
höheren Betreuungsaufwandes zu Tage.

Meike König, Leiterin der Kita ‚Kleiner Moritz‘ 
in Moritzburg, kennt die Zurückhaltung an-
derer Einsatzstellen. In Gesprächen auf Ein-
satzstellenkonferenzen oder im Austausch 
mit anderen Einrichtungen begegneten 
ihr immer wieder die genannten Vorbe-
halte. „Als wir vom Paritätischen gefragt 
wurden, ob wir mit einem 15-Jährigen 
Freiwilligen arbeiten würden, haben wir 
im Team darüber gesprochen. Wir stellten 
uns Fragen wie: Ein junger Mann mitten 
in der Pubertät - kann das klappen? Wird 
er die richtige Ebene im Umgang mit den 
Kindern finden? Recht schnell entschieden 
wir uns aber dafür, es zu versuchen, weil 
wir Freiwillige generell als Bereicherung 
empfinden“, berichtet die Kita-Leiterin. 

In der Kita hatten bereits mehrfach erwach-
sene Freiwillige mitgearbeitet. Letztendlich 
sei die Anleitung das A und O für einen 
gelingenden Freiwilligendienst, ist Meike 
König überzeugt. Da die Situation für die 
Einrichtung ebenfalls neu war, suchte man 
ein Teammitglied aus, das sich durch einen 
geschärften Blick für eventuell auftretende 
besondere Bedarfe auszeichnet und die-
sen auch in anstrengenden Situationen 
gerecht werden kann. Die Wahl fiel auf 
eine ausgebildete Integrationserzieherin. 

Neben dem bewussten Blick ins methodi-
sche Portfolio betont die Kita-Leiterin einen 
weiteren Aspekt: „Wir sind Karl, unserem 
minderjährigen Freiwilligen, vom ersten Tag 
an auf Augenhöhe begegnet. Das ist aus 
meiner Sicht ganz entscheidend. Unsere 
Freiwilligen sind immer feste Mitglieder 
des Teams, denen über die Zeit zuneh-
mend mehr Verantwortung übertragen 
wird. Da haben wir bei Karl keine Ausnah-
me gemacht.“ Diese Kultur des Miteinan-
ders sei grundsätzlich ein Schlüssel zur 
erfolgreichen Teamarbeit, motiviere alle 
Beteiligten zu vollem Einsatz und Spaß an 
der Arbeit. Insbesondere an stressreichen 
Tagen käme diese Einstellung besonders 
zum Tragen. Da müsse man alle beteiligen, 
egal ob Hauptamtliche, Freiwillige oder 
Praktikant(inn)en.

Neben der Unterstützung des Alltagsge-
schäfts bringen Freiwillige Fähigkeiten mit, 

dank derer sich die Teamkompetenzen 
erweitern lassen. Hier können sich Teen-
ager auf ihre ganz eigene Art einbringen. 
Obwohl ihre Lebensphase von wechseln-
den Vorlieben geprägt sein mag, kann sie 
gleichzeitig das zielstrebige Verfolgen eines 
bestimmten Interesses oder einer Fähigkeit 
befördern. Diese spezifische Stärke, die der 
jeweilige Freiwillige mitbringt, zu erkennen 
und als Zusatznutzen in der Einsatzstelle 
einzubauen, ermöglicht allen Beteiligten 
einen Gewinn. 

„Möglichkeiten erkennt man nur im per-
sönlichen Austausch. Deshalb werben wir 
im FSJ ‚Chance‘ immer dafür, Jugendliche 
altersunabhängig in einer fünftägigen Pro-
bearbeitswoche kennenzulernen. So lässt 
sich am besten ermessen, ob eine Bewerbe-
rin oder ein Bewerber in eine Einsatzstelle 
passt. Zudem kann die Einsatzstelle dann 
besser abschätzen, wie sie die Anleitung 
für die betreffende Person gestalten könn-
te“, ermutigt Pia Klimt. Immer wieder hät-

ten sich Einsatzstellen trotz anfänglicher 
Skepsis nach dem Probearbeiten für die 
Freiwilligen entschieden und meist gute 
Erfahrungen gemacht.

Darüber hinaus werden Einsatzstellen nicht 
alleingelassen, sollte es doch mal schwierig 
werden. So bietet das FSJ ‚Chance‘ ihnen 
und den Freiwilligen eine im Vergleich zu 
anderen Freiwilligendienstformaten noch 
engmaschigere Begleitung an. Durch den 
häufigen Kontakt mit den beiden Referen-
tinnen der Paritätischen Freiwilligendienste 
können auch diese schneller eventuelle 
Hürden erkennen. Des Weiteren erhalten 
die Freiwilligen Hilfe bei der Berufsorien-
tierung, dem Verfassen von Bewerbungen, 
Beratung bei persönlichen Fragestellungen 
sowie gegebenenfalls eine Vermittlung und 
Begleitung in weiterführende Hilfesysteme. 
Pia Klimt betont: „Die Einsatzstelle ist mit 
den Freiwilligen nicht alleine, wenn es um 
die prägenden Fragen dieser Lebensphase 
geht. Überdies besuchen wir im FSJ ‚Chance‘ 
die Einsatzstellen mehrfach vor Ort und 
setzen auf den persönlichen Kontakt mit 
den Anleitenden.“

Nutzen Sie das Potential von Freiwilligen 
und bieten Sie Chancen. Sprechen Sie 
das Team des FSJ ‚Chance‘ an. Lassen 
Sie sich beraten. Mehr auf:
www.freiwillig-jetzt.de

Anleitung auf Bedarfe 
abstimmen

Erst kennenlernen und 
dann entscheiden

Bedarfsorientierte Anleitung macht Freiwillige zum wertvollen Teil des Teams.

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



geseinrichtungen so weiterzuentwickeln, 
dass tatsächlich alle Kinder aufgenommen 
und gemäß ihrer individuellen Bedürfnisse 
begleitet, betreut und gefördert werden 
können. Vielleicht bin ich zu ungeduldig, 
aber wir haben in den letzten Jahrzehnten 
diesbezüglich in Sachsen so viel gelernt, 
dass ich nicht nachvollziehen kann, war-
um der Freistaat immer noch zögert, das 
Notwendige zu tun: Vernünftige Rahmen-
bedingungen zu schaffen!

Stattdessen kommen Modellprojekte mit 
wohlklingenden Überschriften wie „Inklu-
sion in Kindertageseinrichtungen - eine 
Kita für alle.“ Als eben jenes Projekt 2013 
an den Start ging, glaubte ich ein Déjà-vu 
zu haben. Ja richtig, ich fühlte mich in das 
Jahr 1996 zurückversetzt, als ich an der Er-
öffnungsveranstaltung eines vom Freistaat 
geförderten Projektes teilnahm. Das Leitziel 
lautete: Eine Kita für alle. Um die Ergebnisse 
dieses Prozesses zu implementieren, wurde 

Seit fast 20 Jahren ist Maria Groß in Sachsens Kitalandschaft unterwegs. Damit Teilhabe in sächsischen 
Kitas endlich gelingt und Ausschlussphänomene keine Chance mehr haben, sagt Sie NEIN zum „Weiter so!“

Projekte, Bildungsplan, Inklusion - Kitas im Umsetzungsdilemma:

Warum es Zeit ist, nein zu sagen.

Vor über 25 Jahren ist in Deutschland die 
Kinderrechtskonvention in Kraft getreten. 
Modellprojekte haben Chancen und Mög-
lichkeiten einer ‚Kita für alle‘ aufgezeigt. Wir 
haben in Sachsen einen guten Bildungsplan. 
Trotzdem können noch nicht alle Kinder in 
die Kita gehen, die ihre Eltern für sie aus-
gewählt haben. Träger und Einrichtungen 
treffen noch immer auf Hürden, wenn sie 
sich für alle Kinder öffnen wollen. Ich frage 
mich seit langem, was noch passieren muss, 
damit wir die Rechte der Kinder und 
die Unterstützung der Familien im 
Bereich der Kindertagesbetreuung 
in Gänze umsetzen können. 

Verstehen Sie mich nicht falsch - es gibt 
Fortschritte. Im Freistaat ist bereits jede 
zweite Kindertageseinrichtung eine 
sogenannte Integrationseinrichtung 
und nimmt Kinder mit Eingliederungsbe-
darf auf. Achtzehn Prozent der Tagesmütter 
und Tagesväter betreuen ebenfalls schon 
Kinder mit besonderen Unterstützungsbe-
darfen. Positiv formuliert belegt Sachsen 
im Bundesvergleich somit einen guten 
mittleren Rang.

Nach diesem Schritt der Integration soll-
te nun jedoch der Schritt zur Inklusion 
erfolgen. Es geht also darum, Kinderta-

ein Anschlussprojekt zur Qualifizierung 
von sächsichen Fachberatenden initiiert. 

Und heute, 2017, soll nach dem vierjäh-
rigen Projekt eine weitere Projektphase 
u.a. zur Qualifizierung der Fachberatenden 
beginnen. Erneut stehen zudem vorran-
gig Kinder mit Behinderungen im Fokus 
der Betrachtung. Doch eine Kita für alle 
bedeutet konsequenterweise, die indivi-
duellen Bedarfe aller Kinder zu betrachten 

– unabhängig von diagnostizierter 
Behinderung oder nicht. 

Weiterhin stellt sich mir die Frage, wie 
nachhaltig die Projekte in Sachsen sind. 
Die Chance auf eine positive Bewer-
tung schwindet leider, wenn ich zehn 
Jahre zurückdenke, als die TU Dresden 
mit der Erarbeitung eines Sächsischen 

Bildungsplanes beauftragt wurde. Ohne 
Frage - mit diesem Projekt hat der Freistaat 
einen wichtigen Meilenstein für die früh-
kindliche Bildung in der institutionellen 
Kindertagesbetreuung in Sachsen gesetzt. 
Der Sächsische Bildungsplan beschreibt 
einen pädagogischen Wertekern, der unter 
anderem Teilhabe impliziert und tatsäch-
lich alle Kinder meint. So ist dort zu lesen: 
„Kindertageseinrichtung als Lebensort für 
alle Kinder – unabhängig von Geschlecht; 

Kindertagesbetreuung
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„Unter den bestehenden 
Bedingungen ist eine Kita 
für alle nicht zu haben.“
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Alter; sozialer, religiöser, ethnischer und 
kultureller Herkunft; physischen und psy-
chischen Besonderheiten; Sozialisation 
und biografischen Erfahrungen.“ Wie ich 
finde, eine gute und folgerichtige Weiter-
führung der Initiativen der neunziger Jahre, 
angereichert mit aktuellen gesellschaft-
lichen Bezügen und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen.

Und was ist daraus geworden? Hoffnung 
keimte auf in den Kitas als dieser Sächsische 
Bildungsplan gesetzlich verankert wurde. 
Ernüchterung setzte jedoch ein als man 
feststellen musste, dass die zur Um-
setzung notwendigen Ressourcen und 
Rahmenbedingungen weitgehend 
ausblieben. Denn eins ist klar: Unter 
den bestehenden Bedingungen ist 
eine Kita für alle nicht zu haben. 

Blickt man auf den fast ein Viertel-
jahrhundert dauernden Prozess, wird 
deutlich: Wir haben kein Erkenntnis-
defizit, sondern ohne Zweifel ein Umset-
zungsdilemma.

Die Unzufriedenheit in der Praxis steigt. 
Das kann sich jeder denken. Insbesonde-
re dort, wo sich Teams mit Engagement 
eingebracht haben, ist eine gewisse Kater-
stimmung spürbar. In meinen Gesprächen 
mit Leitungskräften, Fachberatenden und 
Erzieher(inne)n begegnen mir Aussagen 
wie: „Schon am Modellprojekt in den neun-
ziger Jahren beteiligten wir uns, aber die 
Handlungsspielräume sind zu klein geblie-
ben.“ oder „Wir geben alles, aber stoßen 
immer wieder an Grenzen.“ Konkret wird 
gesagt: „Das eine sind die personellen und 
zeitlichen Rahmenbedingungen, die sich 

dem gestellten Ziel nicht angepasst haben. 
Das andere sind die Entscheidungen der 
Verwaltung, die sich als Hürden erweisen.“ 

Besonders bedauerlich ist, wenn in den 
Aussagen Resignation mitschwingt wie 
etwa: „Ich muss ehrlich sagen, wir stellen 
unseren Anspruch sehr in Frage. Zumal ich 
auch merke, dass die gesundheitliche und 
psychische Belastung meiner Kolleginnen 
zunimmt.“ Die Fachkräfte sind ausgepow-
ert und die Zuversicht, der Intention des 
Sächsischen Bildungsplans tatsächlich 
folgen zu können, sinkt. 

Wir brauchen keine weiteren Projekte zum 
Inklusionsprozess in Kitas. Die schon jetzt 
analysierten und klar notwendigen Res-
sourcen müssen endlich bereitgestellt wer-
den, damit die Kindertageseinrichtungen 
tatsächlich Lebensort für alle Kinder sein 
können.

Wir brauchen keine Kosteneinsparung bei 
der Bereitstellung von Fachberatungen. 
Fachberatung bedeutet Qualitätssicherung, 
die allen Kitas zur Verfügung stehen muss. 
Gelebte Vielfalt professionell zu gestalten 
und zu entwickeln, braucht auch Vielfalt in 
der Entwicklungsbegleitung der Fachkräfte.

Wir brauchen keine Planung ohne Siche-
rung der heilpädagogische Angebote und 
Frühfördermaßnahmen. Eine Kita für alle 
bedeutet Arbeit in multiprofessionellen 
Teams im internen und externen Kontext, 
damit jedes Kind die Leistung und Begleitung 

erhält, die es für den individuellen 
Entwicklungsprozess benötigt.

Sachsen muss die frühkindliche Bil-
dung so ausstatten, dass alle Kinder 
dieselben Startchancen erhalten. 
Nehmen wir den Sächsischen Bil-
dungsplan endlich ernst und setzen 
wir die Erkenntnisse der Projekte in 
der Praxis um. Wir können es uns in 

Sachsen nicht länger leisten, weiterhin das 
Potential unserer Kinder zu verschenken. 
Das gilt sowohl für die Kinder selbst als 
auch für uns als Gesellschaft.

Maria Groß ist Referentin für 
Kindertagesbetreuung des 
Paritätischen Sachsen.
Tel.: 0351/ 491 66 51
E-Mail: Maria.Groß@parisax.de

„...die Zuversicht, der 
Intention des Sächsischen 
Bildungsplans tatsächlich 
folgen zu können, sinkt.“

Schwerpunkt: Barrieren und Teilhabe



im Beharren auf dem Status Quo keine 
Lösung liegt. Es geht schließlich um das 
Gestalten von zukunftsfähigen Rahmenbe-
dingungen. Neben dem Preiswettbewerb 
haben wir einen Wettbewerb der Ideen 
um kreative Lösungen im sozialen Bereich!

Für die Träger bedeutet dies, die eigene 
Professionalisierung noch einmal genau 
zu betrachten und zu fragen: Welche Leis-
tungen kann und möchte ich anbieten? 
Was sind meine Kernleistungen? Welche 
Tätigkeiten besitzen eher ergänzenden 
Charakter und könnten durch Netzwerk-
partner erbracht werden?

Gleichzeitig ist der Blick auf Verwaltung 
und organisatorische Abläufe zu richten. 
Denn vor allem dort bestehen letztendlich 
Handlungsspielräume. In der Arbeit am 

Trägerkooperationen als 
Modell der Zukunft?

Richter: Herr Prof. Vogelbusch, dass sich 
soziale Arbeit zunehmend professionali-
siert, ist kein neuer Trend. In den letzten 
Jahrzehnten fand eine Tätigkeitsverdich-
tung in der Sozialen Arbeit statt. Kritisch 
wird von der Ökonomisierung gesprochen. 
Außerdem erkennen wir den schwindenden 
Vorrang freigemeinnütziger Träger in der 
sozialen Arbeit. Vielmehr fordert die Politik 
von diesen, sich in den Wettbewerb mit 
allen Akteuren des Marktes zu begeben. 
Welche Handlungsansätze sehen Sie, damit 
Träger am Ball bleiben können?

Vogelbusch: Zum einen gibt es da die 
Lobbyarbeit, die ja beispielsweise der Pari-
tätische auf Landes- wie auf Bundesebene 
betreibt. Lobbyarbeit wirkt der zu starken 
Ökonomisierung entgegen. Aber auch Ihrem 
verbandlichen Agieren ist abzulesen, dass 

Menschen lässt sich nichts sparen und 
nur bedingt effektivieren. Hier könnten 
Ansätze des Case Managements helfen, die 
jedoch auf die jeweiligen Handlungsfelder 
angepasst werden müssen.

Richter: Das ist sicher nicht von heute auf 
morgen zu erledigen: Case Management 
im Sinne einer Prozessoptimierung 
muss in der Straßensozialarbeit anders  
durchdacht werden als in der stati-
onären Pflege. Dass lässt sich nicht 
eins zu eins anwenden. Sie sprachen 
zuvor aber vom Ansatz, dass Träger 
einzelne Bausteine je nach Bedarf 
anbieten sollten, sich Kernaufgaben 
herausgreifen und darüber hinaus mit 
anderen Organisationen zusammenar-
beiten sollten.

Wissen

Kostendruck, steigende rechtlichen Anforderungen, herausfordernde Personalfragen und die 
zunehmende Aufgabenfülle setzen Träger Sozialer Arbeit immer mehr unter Druck. Entsprechend 
sehen sich Führungskräfte mit komplexeren Managementaufgaben konfrontiert. Wenn Leitungskräfte 
zusätzlich noch im operativen Geschäft tätig sind, ist es nahezu unmöglich, den gestiegenen Ansprüchen 
an Unternehmensführungen nachzukommen. Michael Richter, Landesgeschäftsführer des Paritätischen 
Sachsen, unterhielt sich darüber mit Prof. Dr. Friedrich Vogelbusch von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Warth & Klein Grant Thornton.

Mit Kooperationen die Soziale Arbeit stärken? Michael Richter (links) und Prof. Dr. Friedrich Vogelbusch im Gespräch
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Vogelbusch: Damit das gelingt, braucht 
es gute Managementleistungen. Das geht 
eigentlich nur, wenn sich größere Verbünde 
bilden, die sich überhaupt solche Manager 
leisten können. Ich plädiere nicht für große 
und unbewegliche Tanker. Ich denke eher 
an das Modell einer Holding für adminis-
trativen Aspekte. Im operativen Geschäft 
sind auf das jeweilige Tätigkeitsfeld ori-
entierte Geschäftsführungen aktiv, die in 
Abstimmung mit der Hauptgeschäftsfüh-
rung agieren. Das wäre aus meiner Sicht 
eine mögliche Entwicklung.

Richter: Soziale Arbeit ist ja eine sehr per-
sönliche Arbeit. Auf der anderen Seite gibt 
es ein sozialwirtschaftliches Geschäft, von 
dem man sagen kann, die Idee der Holding 
ist da nicht ganz neu. In der Pflege und in 
der Jugendhilfe sehen wir das bereits an 
einigen Stellen. 

Kann diese Idee aber auch dort funktionieren, 
wo viele kleine Träger mit unterschiedlichen 
Ansätzen und Weltanschauungen agieren? 
Ich denke da beispielsweise an Dresden 
mit seiner großen Trägervielfalt, die örtlich 
unterschiedlich aktiv ist. Wie kann es dort 
funktionieren?

Vogelbusch: Neben dem Zusammenschluss 
unter dem Dach eines Vereins, einer Stiftung 
oder einer gGmbH gibt es weitere Formen 
von Netzwerken oder Kooperationen. Wenn 
es nicht zu einer institutionalisierten Form 
kommen soll, kann man beispielsweise 
mittels Kooperationsverträgen agieren. 
Hierbei ist jedoch großes Vertrauen unter 
den Partner erforderlich.

Zudem muss man die Transaktionskosten 
im Blick zu behalten. Wenn diese inner-
halb eines institutionalisierten Rahmens 

niedriger sind als beim Handeln auf Basis 
eines Kooperationsvertrages, ist die Frage 
zu stellen, ob die Gründung eines Unter-
nehmens nicht doch sinnvoller ist.

Dort, wo man sich auch auf ehrenamt-
liche Helferinnen und Helfer stützt, 
sind deren Bedarfe zu bedenken. 
Das gelingt in kleineren Organi-
sationseinheiten leichter, da eine 
engere Bindung besteht und die 
Beteiligung der Ehrenamtlichen eher 
möglich ist. Andererseits gibt es den 
Weg von Freundeskreisen oder För-
dervereinen, die um eine professionell 
arbeitende Einrichtung herum aufbaut 
werden können. Die Verbindung zwischen 
haupt- und ehrenamtlichen Strukturen muss 
dabei jedoch bewusst gepflegt werden.

Richter: Ich denke da gerade an jene Trä-
ger, die mit wenigen Hauptamtlichen – so 
zwischen 5 bis 40 Personen – und in der 
Regel als eingetragener Verein organisiert 
sind. Was müssten diese bei den beschrie-
benen Optionen beachten?

Vogelbusch: Zuvorderst einen kritischen 
Blick auf die Organisationsform des Vereins. 
Ein Verein ist immer dann gut, wenn sich 
Mitglieder persönlich einbringen. Wenn der 
Verein ein Unternehmen trägt, ist zu emp-
fehlen, eine duale Struktur zu entwickeln, 
bei der Ehrenamtler die Aufsichtsfunktion 
übernehmen und Hauptamtler als Ver-
tretungsberechtigte agieren. Eine enge 
Zusammenarbeit beider Organe ist dabei 
die Voraussetzung. Mit einem Katalog 
genehmigungspflichtiger Geschäfte wird 
die Macht der hauptamtlichen Vorstände 
begrenzt. Als Gegenstück zu den größe-
ren Kompetenzen müssen zeitnahe und 
transparente Rechenschaftsberichte etc. 
vorgelegt werden. 

Wenn nun die Zusammenarbeit mit anderen 
Trägern im Rahmen einer gemeinsamen 
Unternehmung erfolgt, ist steuerrechtlich 
zu beachten, dass eventuelle Erträge als 
gewerblich eingestuft werden, also voll 
zu versteuern sind. Daher ist es sinnvoller, 
mittels einer Kooperationsvereinbarung zu 
agieren, bei der die gemeinsamen Aufgaben 
auf die Beteiligten aufgeteilt werden. So 
kann ein gemeinschaftliches Handeln im 
steuerrechtlichen Sinne vermieden werden. 

Richter: Sie hatten dazu geraten, die Ver-
waltungsaufgaben in eine gemeinsame 
Struktur zu geben. Ist dadurch wirklich ein 
verwaltungstechnischer Vorteil zu gewin-
nen, denn schließlich müssen zusätzliche 
Betriebsabläufe organisiert werden?

Vogelbusch: Dies ist von der Größe des 
jeweiligen Zusammenschlusses abhän-
gig und davon, wie leistungsfähig eine 
gemeinsame Struktur ausgestattet wird. 
Das Modell einer gemeinsamen Holding 
als Verwaltungsgesellschaft lohnt sich wohl 
nicht für kleinere Akteure. Dort kann die 
auf vertraglicher Basis organisierte Zusam-
menarbeit sinnvoller sein. Wobei dies auch 
von der Laufzeit und dem Umfang der 
erbrachten Leistungen abhängt. Hier 
verweise ich nochmal auf die Transakti-
onskosten, die je nach Organisationsform 
unterschiedlich hoch sein können.

Rufen wir uns noch einmal die Ausgangslage 
vor Augen. Wir haben es mit steigender 
Komplexität zu tun. In der Folge braucht 
es Geschäftsführende und Einrichtungs-
leitungen, die die gestiegene Komplexität 
beherrschen. Diese Leitenden erkennen, 
wo Kooperationen eventuell sinnvoll sind 
und in welcher Weise die Zusammenarbeit 
organisiert werden muss. Ich bin überzeugt, 
dass sich professionelles Arbeiten nur mit-
telfristig über den Zusammenschluss unter 
einer übergreifenden Struktur bewerkstelli-
gen lässt. Das schließt die Zusammenarbeit 
mit den Ehrenamtlichen im operativen 
Geschäft ausdrücklich mit ein.

Als Arbeitgeber ist man nur attraktiv, wenn 
man eine gewisse Größe vorweisen kann. 
Erst ab dann kann man eine echte Personal- 
und Organisationsentwicklung betreiben. 
Dass man überhaupt Zeit hat, sich über 
grundlegende Strukturen und Prozesse 
Gedanken zu machen und nicht im Tages-
geschäft untergeht.

Richter: Herr Professor, ich danke Ihnen 
für das Gespräch. Wir werden das Thema 
im Verband weiterdiskutieren.
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Scheinbar ist es noch nicht durchgängig bekannt, welch starkes Instrument zur Personalentwicklung das 
Mitarbeitergespräch sein kann. Wie sonst wäre die gegen diese Einrichtung häufig bestehende Abneigung 
unter Mitarbeitenden zu erklären? Werfen wir doch einmal einen Blick auf die dafür verantwortlichen 
Gründe - ich nenne sie Chancenkiller.

Matthias Myska ist Gesellschafter der intac – international training 
and coaching.Neben seiner Verantwortung dort für den Bereich 
‘Medizinische, pflegerische und soziale Berufe’ trainiert und coacht 
er Führungskräfte mit dem Leitspruch: Wir führen, wie wir denken.
Weiterbildungen mit dem Autor: www.parisax.de/Weiterbildung

Wissen

Das Mitarbeitergespräch 
und dessen Chancenkiller

Hierbei geht es um das Grundverständ-
nis der/des Vorgesetzten von seiner 
Aufgabe, basierend auf der jeweiligen 
Motivationstheorie. Ist die Leitung eher 
misstrauisch und setzt voraus, dass Mit-
arbeitende nach wenig Aufwand streben 
und nur unter Zwang zu Engagement 
bereit sind, wird sie einen Führungsstil 
entwickeln, der auf Lenkung, Kontrolle 
und Bestrafung beruht. Oder wird der 

Mensch als ein Wesen gesehen, wel-
ches sich über seine Arbeit definiert und 
das nach Übernahme von Verantwor-
tung strebt? Dann gelingt Führung, die 
auf Beteiligung der Mitarbeiterschaft 
an Entscheidungs- und Handlungs-
prozessen setzt und auf gegenseitiges 
Vertrauen. Es ist somit nachvollziehbar, 
wie eine negative Grundeinstellung das 
Gespräch prägt und schwächt.

Häufig werden nicht Ziele, 
sondern Tätigkeiten vereinbart. Soft-
fact-Ziele sind nicht zu finden, Ziele 
werden nicht mit den verfügbaren 
Ressourcen abgeglichen oder mit der 

Mitarbeiterqualifikation, um nur einige 
Mängel zu nennen. Es fallen also aus-
sagefähige Parameter für das Gespräch 
mit dem Mitarbeitenden aus.  

Eine Rückmeldung ist erst dann wir-
kungsvoll, wenn sie nicht wertet, 
sondern beschreibt. Auch wird leicht 
übersehen, dass ein Feedback konkret 
sein sollte. Das bedeutet, generelle 
Äußerungen durch wahrnehmbare 

Einzelheiten zu ersetzen. Oder: Der oder 
die Betroffene muss auch Einfluss auf 
die gewünschte Verhaltensänderung 
haben, andernfalls tritt Enttäuschung 
ein – und dies sind nur einige Punkte.

Auch eine Führungskraft kann sich nicht 
von Gefühlen wie Sympathie und Anti-
pathie oder eigenen Normen befreien. 
Um die damit verbundene Subjektivi-
tät etwas einzudämmen, entwickeln 
Unternehmen eigene Werte. Hier wird 
definiert, was im Unternehmen unter 
bestimmten Aspekten verstanden wird: 

Wie gehen wir miteinander um? Wie 
wollen wir von außen gesehen werden? 
Oder: Was verstehen wir unter Fleiß? 
Hat ein Unternehmen solche Orientie-
rungen nicht entwickelt, könnten die 
Mitarbeitenden den internen Interessen 
gegenläufige eigene Werte kreieren.

Anzustreben wäre, dass sich Leitung 
und Mitarbeitende als Team-Mitglieder 
verstehen, die gemeinsame Ziele anstre-
ben. Die gegenseitige Wertschätzung 
vermitteln, Einblicke in die jeweilige 
Gedankenwelt gewähren, Vorstellungen 

Klassisches Rollenverständnis

Mangelhafte Zielsetzung

Unzulängliches Feedback

Subjektive Wahrnehmung

Fehlende Parität

oder auch konstruktive Kritik an Abläu-
fen und Verbesserungsvorschläge 
einbringen sowie Potenziale fördern. 
Das gelingt, wenn Vertrauen und Trans-
parenz bestehen.
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Kommunikation über Messengerdienste ist heutzutage weit verbreitet. So erfreut sich beispielsweise der 
Marktführer WhatsApp großer Beliebtheit. Datenschutzbedenken werden gerne ausgeblendet. Dabei gibt 
es genügend Alternativen, die neben ansprechender Funktionalität auch mit gutem Datenschutz punkten 
können. Der Datenschutzexperte Dr. Bernd Hillig gibt Tipps.

Dr. Bernd Hillig ist Geschäftsführer des VIP - Ingenieurbüro 
für Datenschutz und Datensicherheit. Seit über 20 Jahren 
berät er Unternehmen zu Datenschutz, Datensicherheit und 
Telekommunikation, führt Risikoanalysen durch und ist als 
Gutachter tätig. Dr. Hillig ist Partner der parikom GmbH.

Wissen

Messengerdienste:

Kommunikation vs. Datenschutz

Kürzlich las ich einen Bericht über eine 
Psychologin, deren Patient(inn)en sich 
plötzlich mit Freundschaftsvorschlä-
gen aus ihrem Adressbuch konfrontiert 
sahen. Wo passiert so etwas? Bei 
WhatsApp. 

Allen war klar, dass der Kauf von Whats-
App durch Facebook Konsequenzen 
haben wird. Jetzt sehen wir, dass 
personenbezogene Daten seiner Nut-
zer(innen) mit dem Plattformriesen 
Facebook geteilt werden, damit dieser 
für die Personalisierung von Werbung 

auf noch mehr private Informationen 
zurückgreifen kann. Nicht einmal der 
Weitergabe der eigenen Telefon-
nummer können die Nutzer(innen) 
widersprechen, da diese für Werbetrei-
bende als zentraler Identifikator gilt, 
anhand dessen viele Informationen aus 
unterschiedlichen Quellen verknüpft 
und einer einzelnen Person zugeordnet 
werden können.

Dennoch erfreut sich WhatsApp 
großer Beliebtheit. Doch es gibt Alter-
nativen, die nicht nur für Freaks, 

Datenschutzaktivist(inn)en, und IT-affine 
Nutzer(innen) interessant sind. Dabei 
denke ich beispielsweise an das daten-
schutzfreundliche „Threema“, welches 
sich genauso einfach bedienen lässt 
wie WhatsApp, mit einer Open-Sour-
ce -Ende -zu-Ende -Verschlüsselung 
aufwartet und keine Handy-Nummer 
dafür benötigt.

Ich habe einige Argumente zusammen-
getragen, warum ein Wechsel zu einem 
datensparsamen Messenger sinnvoll ist.

WhatsApp ist nicht kostenlos. Die App lässt sich 
zwar kostenlos herunterladen, aber die Nutzer(innen) 
bezahlen mit den eigenen Daten. Die Messenger-
Alternativen sind teilweise kostenlos, im ungünstigsten 
Fall zahlt man einmalig 3 Euro. Oder wieviel darf 
Sicherheit kosten?

Es ist so einfach. Gängige Alternativen zu WhatsApp 
sind genauso einfach zu bedienen und verfügen über 
vergleichbare Parameter wie der Marktführer. Weder 
für die Installation noch für die Anwendung benötigt 
man technisches Fachwissen.

Die eigenen Daten in Sicherheit zu wissen, ist 
cool. Anders als WhatsApp sind viele Alternativen 
Open-Source-basiert. Das heißt, dass der Quellcode 
der Programme einsehbar ist und von unabhängigen 
Expert(inn)en geprüft werden kann. Vertrauen ist gut, 
Kontrolle ist besser!

Nein zur Intransparenz! WhatsApp gehört Facebook. 
Letzteres beherrscht mit seiner Netzwerkplattform, 
seinen beiden Messenger-Angeboten und seinem 
Fotodienst Instagram weite Teile des Social-Media-
Marktes. Während der Konzern mit den Daten und 
Informationen über Nutzer(innen) Milliardengewinne 
macht, steht auf der anderen Seite die Intransparenz 
des Unternehmens. Erst ein Gericht musste WhatsApp 
zwingen, seine „Datenschutzbestimmungen“ in 
deutscher Sprache bereitzustellen.

Viele Wege führen nach Rom! Schon heute gehen wir 
souverän mit verschiedenen Kommunikationswegen 
um: Telefon, Briefpost, E-Mail, SMS, Messenger. 
Eine App mehr stellt daher wohl für die meisten 
Smartphone-Besitzer(innen) kein Hindernis dar, zumal 
wenn sich diese damit auf Sicherheit, Vertraulichkeit 
und Datensparsamkeit verlassen können. So entsteht 
vielleicht auch eine Vorbildrolle für Kinder und Enkel. 
Nur Mut: Verteilen wir unsere Kontakte auf mehrere 
Dienste.

Reduktion schafft Freizeit! Ein Leben ohne WhatsApp 
ist möglich. Trennen Sie wichtige und weniger wichtige 
Kommunikationspartner. Überzeugen Sie Ihre Familie 
und wichtige Freunde und schaffen Sie gemeinsam 
den Wechsel zu einer neuen Kommunikationsbasis. Ihr 
Befinden dankt es Ihnen und Ihre gewonnene Freizeit 
eröffnet Horizonte ohne Smartphone und Co.
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wenn diese über der ortsüblichen Miete 
plus zehn Prozent liegt.

Die Folge dieser unzureichenden Regulie-
rung sind enorme Mietpreissteigerungen 
insbesondere in Groß- und Universitätsstäd-
ten. Mittlerweile sind nicht nur Menschen in 
besonderen Lebenslagen betroffen, sondern 
auch Haushalte mittleren Einkommens. Sie 
sehen sich vor allem in Städten mit dem 
Problem konfrontiert, dass ihre Wohnung 
nicht mehr finanzierbar ist oder sie keinen 

Mietpreisbremse effektiv 
gestalten!

Aktionstag „Reichtum Umverteilen – ein 
gerechtes Land für alle!“

Im Juni 2015 trat die Mietpreisbremse mit 
dem Ziel in Kraft, den Anstieg der Mieten 
in Regionen mit angespannten Wohnungs-
märkten zu begrenzen. Konkret wird die 
Miete bei der Wiedervermietung von Be-
standswohnungen auf zehn Prozent über 
der ortsüblichen Vergleichsmiete begrenzt. 
Zahlreiche Ausnahmeregelungen und feh-
lende Sanktionsmechanismen für Vermieter 
bei Missachtung der Regelung machen 
diese jedoch wirkungslos. So kommt der 
Vormiete auch dann Bestandsschutz zu, 

In Deutschland gibt es so viel Reichtum 
wie nie zuvor, doch seit Jahrzehnten neh-
men soziale Ungleichheit, Unsicherheit 
und Ungerechtigkeit zu. Jede und jeder 
Sechste ist von Armut und Ausgrenzung 
betroffen, während sich ein kleiner Teil der 
Gesellschaft finanziell immer weiter absetzt. 

Das gesellschaftliche Gesamtvermögen wird 
zunehmend zulasten der Schwachen und 
zugunsten der Reichen verteilt. Der Staat 

bezahlbaren Wohnraum finden. Regionale 
Verdrängungsprozesse werden dadurch 
weiter begünstigt.

Für eine soziale Wohnungspolitik plädiert 
der Paritätische unter anderem für die Ab-
schaffung der Ausnahmetatbestände, die 
Schaffung kollektiver Mieterrechte und die 
Reformierung des Wirtschaftsstrafgesetzes, 
um Verstöße gegen die Mietpreisbremse 
strafrechtlich zu ahnden.

Verband
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Die vollständige Positionierung des Paritätischen Gesamtverbandes zur 
Mietpreisbremse und weiteren Themen finden Sie unter: 
www.der-paritaetische.de/fachinfos/stellungnahmen-und-positionen/

steht vor großen Herausforderungen, doch 
den politischen Entscheidungsträgern fehlt 
der Mut, sich mit den Topverdienenden 
und Besitzenden großer Vermögen anzu-
legen. Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
hat sich daher gemeinsam mit anderen 
Organisationen im Bündnis „Reichtum um-
verteilen – ein gerechtes Land für alle!“ 
zusammengeschlossen. Es setzt sich für die 
stärkere Besteuerung großer Vermögen, 
Einkommen und Erbschaften ein.

Eine Woche vor der Bundestagswahl macht 
das Bündnis mit seinen Forderungen nach 
mehr Steuergerechtigkeit noch einmal Druck 
auf die Politik: am 16. September 2017 
beim bundesweiten Aktionstag. Steuer-
gerechtigkeit soll zum Wahlkampfthema 
werden und die Positionen der Parteien 
dazu ein Wahlkriterium sein. Den Auftakt 
macht Berlin bereits am 15. September 
um 12:30 Uhr mit einer Superheld(inn)en-
Aktion vor dem Deutschen Bundestag. 



Reformkonzepte zu Arbeitsmarktpolitik 
und Alterssicherung vorgestellt
In zwei aktuellen Publikationen stellt der 
Paritätische Gesamtverband konkrete Vor-
schläge zur Reform der Arbeitsmarktpolitik 
sowie der Alterssicherung vor.

Seit der Jahrtausendwende wurden sei-
tens der Politik tiefgreifende Einschnitte 
ins deutsche Sozialsystem durchgeführt. 
Das mit der Agenda 2010 verbundene Ver-
sprechen, die neue Politik des Forderns 
durch einen Ausbau der Arbeitsförderung 
zu verbinden, wurde nie eingelöst. Im Ge-
genteil: Besonders im Jahr 2010 wurde die 
Arbeitsförderung noch einmal drastisch 
gekürzt. Die individuellen Arbeitnehmer-
rechte wurden massiv eingeschränkt, soziale 
Risiken wurden privatisiert, sozialstaatli-
che Leistungen spürbar reduziert. Der 
Paradigmenwechsel in der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik fand seinen Ausdruck 
in der gesetzlich forcierten Ausweitung 
der Leiharbeit, in der Fortschreibung und 
Neuregelung der Möglichkeiten befristeter 
Arbeitsverhältnisse und in der Ausweitung 
der Grenzen für Minijobs. Die Anspruchs-
voraussetzungen für das Arbeitslosengeld 

Verband

Die Positionspapiere sowie 
weitere Forderungen 
des Paritätischen 
Gesamtverbandes zur 
Bundestagswahl und dessen  
Erwartungen an eine 
zukünftige Bundesregierung 
finden Sie unter: 

www.der-paritaetische.de/
schwerpunkte/
bundestagswahl-2017

wurden verschärft und die Bezugszeiten 
gekürzt. Die Arbeitslosenhilfe wurde ab-
geschafft und Hartz IV eingeführt, fast 
jede Arbeit war plötzlich zumutbar, ein 
rigider Sanktionsapparat wurde installiert. 
Die Unterstützungsleistungen deckten nicht 
einmal mehr das Existenzminimum ab.

Auch die Alterssicherung wurde zunehmend 
privatisiert und das Sicherungsniveau der 
gesetzlichen Rentenversicherung stetig 
reduziert. Ein angemessenes Rentenniveau 
wurde stabilen Beitragssätzen geopfert. Mit 
der Riesterrente wurden die Kosten der Al-
terssicherung teilprivatisiert. Intransparente 
Vorsorgeprodukte und hohe Bürokratie-
kosten machen eine Altersvorsorge außer-
halb der gesetzlichen Rentenversicherung 
unattraktiv und für die Versicherten selbst 
unkalkulierbar. Die Zunahme atypischer 
und prekärer Beschäftigungsverhältnisse, 
die vielfältigeren Erwerbsbiografien und die 
unzureichende Anerkennung von Arbeit 
und Engagement neben der Lohnarbeit 
führen dazu, dass die Aussichten auf eine 
auskömmliche Alterssicherung schwinden. 

Altersarmut ist bereits heute Realität und 
wächst aktuell mit einer hohen Dynamik, 
insbesondere in Ostdeutschland und für 
bestimmte soziale Gruppen. 

Der Paritätische hat vor diesem Hintergrund 
konkrete Vorschläge für eine Korrektur der 
Arbeitsmarkt- sowie der Alterssicherungs-
politik entwickelt. 15 Forderungen fasst der 
Verband in seinem „Arbeitsmarktpolitischen 
Auftrag“ an die nächste Bundesregierung 
zusammen – von der Abschaffung sach-
grundloser Befristungen über die Einfüh-
rung eines Mindestarbeitslosengeldes bis 
zur Abschaffung der Sanktionen und der 
Erhöhung der Regelleistungen in Hartz IV. 
Der „Alterssicherungspolitische Auftrag“, 
den der Verband der neuen Bundesregie-
rung ins Stammbuch schreibt, sieht die 
Stärkung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung u.a. durch eine Einbindung al-
ler Erwerbstätigen sowie eine Anhebung 
des Rentenniveaus auf 53 Prozent vor. Die 
Riester-Förderung soll abgeschafft, dafür 
diejenigen besser gefördert werden, die 
sich bisher eine Zusatzvorsorge nicht leisten 
können. Der Verband fordert eine Rente 
nach Mindestentgeltpunkten, Verbesserun-
gen für Erwerbsminderungsrentner(inn)
en sowie eine tiefgreifende Reform der 
Altersgrundsicherung.

Te
xt

: G
w

en
do

ly
n 

St
illi

ng



Verband

Auf ein Wort...
In der Rubrik „Auf ein Wort...“ lassen wir Führungskräfte aus unseren Mitgliedsorganisationen zu Wort 
kommen. Zu einer bestimmten Frage schildern sie ihre persönliche Sicht. Die Vielfalt unserer Mitglied-
schaft spiegelt sich auch in den Antworten der befragten Führungskräfte und ihren verschiedenen 
Perspektiven auf einen Sachverhalt wider. Diesmal wollten wir wissen:

„Der französische Schriftsteller Antoine de Saint-Exupéry schrieb 
einmal: ‚Wenn Du ein Schiff bauen willst, dann trommle nicht Männer 
zusammen um die Arbeit einzuteilen, sondern lehre die Sehnsucht 
nach dem weiten, endlosen Meer.‘ Soziale Arbeit für und mit Menschen 
mit Behinderungen lebt von der Begeisterung, sich in bunter Vielfalt zu 

akzeptieren und immer neue Wege zu suchen. Neben Fachwissen 
und Offenheit brauchen Berufsanfänger die Chance, eigene 

Entscheidungen zu treffen und die Sicherheit, im kollegialen 
Zusammenhalt aufgehoben zu sein.“

„Meine Begleitung von Berufsanfängern besteht darin, sie in ihrer 
Vision von Bildung im Kontext von Kita und Schule, die vor allem auf 
theoretisch Erlerntem basiert, zu stärken. Gleichzeitig aber auch zu 
motivieren, ihre konkreten Erfahrungen im pädagogischen Alltag als 
notwendigen eigenen Entwicklungsweg zu verstehen. Jede 
Herausforderung hält die Chance des Wachstums in sich 
und soll die Erwartungen vom Berufsalltag nicht negieren, 
sondern als Basis für eigenes Lernen herausheben.“

„Ich erlebe Berufsanfänger fast immer als motiviert und gespannt auf 
den Berufsalltag. Diese Motivation möchten wir in unserem Kinderhaus 
gerne erhalten. Deshalb sind uns ein herzlicher Empfang sowie eine 
offene, freundliche und hilfsbereite Teamkultur sehr wichtig. Zudem 
setzen wir auf die Begleitung durch eine feste Bezugsperson und 
ein erprobtes Einarbeitungskonzept, bei dem wir die Stärken 
und Ressourcen besonders berücksichtigen. Fachliches 
und menschliches Miteinander gehen dabei Hand in Hand.“

Andreas Schneider

Margot Plangg
Leiterin, Kinderhaus am Jägerpark e.V.

Evelyn Kausch
Geschäftsführerin, Huckepack e.V.

Geschäftsführer, Mobiler Behindertendienst Leipzig e.V.

Wie motivieren Sie Berufsanfänger?
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„Bisher fehlte uns in Sachsen ein geeigne-
tes Veranstaltungsformat für strategische, 
verbandsübergreifende Überlegungen zur 
Weiterentwicklung sozialer Themen und 
Bedarfe. Ich denke, mit dem Brennpunkt 
Sozialwirtschaft bieten wir einen Rahmen 
für eben solche Dialoge. Die Kombination 
aus anregenden Impulsvorträgen und 
anschließendem Gespräch in offener Atmo-
sphäre kann Anstöße für neue Sichtweisen 
und Ideen bieten“, sagt Michael Richter, 
Landesgeschäftsführer des Paritätischen 
Sachsen, über die neue Veranstaltungsreihe. 
Bereits vor der eigentlichen thematischen 
Eröffnung der jeweiligen Brennpunkte gibt 
es bei einem Imbiss die Gelegenheit, mit 
anderen Teilnehmenden oder auch den 
prominenten Gästen ins Gespräch zu 
kommen.

Um dem verbandsübergreifenden Charakter 
schon von Beginn an mit Leben zu füllen, 
werden die Brennpunkte gemeinsam vom 
Paritätischen Sachsen, der parikom – Pari-
tätisches Kompetenzzentrum für soziale 
Innovation GmbH sowie der Diakonie 

Brennpunkt Sozialwirtschaft 
Neue Veranstaltungsreihe zu gesellschafts- und sozialpolitischen Themen

Ab September 2017 starten der Paritäti-
sche Sachsen und die Diakonie Sachsen die 
neunteilige Veranstaltungsreihe ‚Brennpunkt 
Sozialwirtschaft‘. Dabei geben bekannte 
Persönlichkeiten Impulse zu gesellschafts- 
und sozialpolitischen Themen und laden 
zum Dialog ein.

Den Auftakt der Reihe übernimmt Sach-
sens Wirtschaftsminister Martin Dulig. 
Im September befasst er sich mit der 
Sozialwirtschaft als Wirtschaftsfaktor. Im 
Oktober blickt der ehemalige sächsische 
Ministerpräsident Kurt Biedenkopf auf 
unsere alternde Gesellschaft und geht 
den daraus entstehenden Herausforde-
rungen für staatliches Handeln und das 
soziale Management nach. Den letzten 
Brennpunkt im Jahr 2017 bestreitet Petra 
Köpping, Sächsische Staatsministerin für 
Gleichstellung und Integration. Vor dem 
Hintergrund ihrer langjährigen Erfahrung 
sowie aus der Perspektive ihres aktuellen 
Amtes heraus betrachtet sie das Diversity 
Management oder auch die Verschieden-
heit als Chance.

Im Jahr 2018 stehen sechs weitere Brenn-
punkte auf dem Programm, bei denen 
unter anderem Dr. Ulrich Schneider 
(Hauptgeschäftsführer des Paritätischen 
Gesamtverbandes), Horst Wehner (Vize-
präsident des Sächsischen Landtags) oder 
auch Margot Käßmann (Luther-Botschafterin 
der EKD) und die Olympiasiegerin im Eis-
schnelllauf Karin Enke als Impulsgebende 
auftreten.

Sachsen und der Diakonischen Akademie für 
Fort- und Weiterbildung organisiert. Daher 
finden die Brennpunkte auch abwechselnd 
in Dresden und Moritzburg statt.

Wibke Hanspach, Prokuristin der pari-
kom GmbH und Mitorganisatorin der 
Reihe erklärt: „Ursprünglich hatten wir die 
Brennpunkte als exklusiven Bestandteil 
des Zertifikatskurses für Leitungskräfte 
zu den Grundlagen des Managements 
für Sozialunternehmen konzipiert, den wir 
ab September 2017 erstmalig gemeinsam 
mit der Diakonischen Akademie anbieten. 
Auf Grund der ansprechenden Themen 
und den hochkarätigen Impulsgebenden 
unserer Reihe entschieden wir uns jedoch, 
die Veranstaltung zu öffnen. Gleichwohl 
bleibt die Zahl der Teilnehmenden begrenzt, 
um eine gute Gesprächsatmosphäre zu 
ermöglichen. Wir haben die Brennpunkte 
bewusst in die Abendstunden gelegt und 
bieten Verpflegung an, damit die Gäste 
das Ganze als anregenden Abschluss eines 
Arbeitstages nutzen können.“
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Alle Informationen zu den Themen 
und Impulsgebende der Brennpunkte 
Sozialwirtschaft sowie die Anmeldung finden 
Sie unter 

www.parisax.de/brennpunkte 

Verband



sozialpädagogische Fachkräfte vor allem 
aus Handlungsfeldern mit zum Teil prekärer 
und instabiler kommunaler Förderung für 
die Schulsozialarbeit bewerben“, bewertet 
Hartmut Mann die Situation.

Vor allem Projekte der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit im ländlichen Raum könnten 
von der Fachkraftwanderung betroffen sein. 
Besonders kleine freie Träger, die häufig 
hohe finanzielle Eigenanteile zur Projekt-
förderung erbringen müssen und in der 
Folge oft keine dem öffentlichen Dienst 
vergleichbaren Gehälter zahlen können, 
werden vermutlich den Effekt spüren. Dar-
über hinaus dürfte Schulsozialarbeit für 
Fachkräfte in Anstellung bei öffentlichen 
und freien Jugendhilfeträgern attraktiv sein, 
die mit ihrer aktuellen Tätigkeit bzw. den 
Arbeitsbedingungen nicht zufrieden sind. 

Es gibt in der sächsischen Kinder- und 
Jugendhilfelandschaft insgesamt einen 
Fachkräftemangel. Außerdem fehlt nach 
wie vor eine fundierte Situationsanalyse 
des Landes für die gesamte Kinder- und 
Jugendhilfe, auf der sich zukunftsfähige 
Strategien aufbauen lassen. Hartmut Mann 
betont: „Der Freistaat Sachsen ist an die-
ser entscheidenden Stelle im Blindflug 
unterwegs. Nachdem die Landesregie-
rung die Notwendigkeit flächendeckender 
Schulsozialarbeit erkannt hat, muss sich 
nun die Erkenntnis durchsetzen, dass wir 
eine Gesamtstrategie für die Ausbildung, 
Gewinnung und Personalentwicklung 
sozialpädagogischer Fachkräfte in der 
Kinder- und Jugendhilfe benötigen.“ Dafür 
wolle sich der Landesverband in Zukunft 
weiter stark machen.

Landkreis zuständige Regionalleiter des 
Paritätischen, Carsten Tanneberger. Der 
Landkreis Görlitz erklärt sich hingegen nicht 
in der Lage, den notwendigen Eigenan-
teil zu tragen und will diesen komplett 
an kreisangehörige Gemeinden oder die 
freien Träger delegieren.

Was bei der Umsetzung des Landespro-
gramms mitschwingt, ist die Frage nach qua-
lifizierten sozialpädagogischen Fachkräften. 
Das liegt daran, dass die Schulsozialarbeit 
seit jeher ein attraktives Arbeitsfeld für 
Personen mit sozialpädagogischem Hoch-
schulabschluss ist. „Selbst das ESF-Programm 
mit seinen ausgesprochen schwierigen 
Arbeitsbedingungen zog anfangs viele 
junge, gut ausgebildete Fachkräfte an. Mit 
einem verfestigten Mangel an Fachkräften 
ist in der Schulsozialarbeit daher nicht zu 
rechnen. Ich sehe eher eine Verschiebung 
innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe. Wir 
beobachten erste Anzeichen, dass sich 

Kinder- und Jugendhilfe 

Landesprogramm Schulsozialarbeit 
verschärft Fachkräftebedarf

„Die Forderung nach einem verlässlichen 
Netz an Schulsozialarbeit an den sächsischen 
Schulen haben wir in den letzten Jahren 
kontinuierlich verfolgt. Die bisherigen För-
derprogramme boten wenig Kontinuität, 
das wird sich nun ändern“, sagt Hartmut 
Mann, Referent für Kinder- und Jugend-
hilfe des Paritätischen Sachsen, zum neu 
angelaufenen Landesprogramm. 

Die Umsetzung scheint vor Ort weitge-
hend zu gelingen, wenngleich noch nicht 
alle Stellen besetzt werden konnten. Es ist 
anzunehmen, dass alle Schulen, an denen 
es bisher einzelfallbegleitende Projekte im 
ESF-Programm „Soziale Schule“ gab und 
die es wollen, nun auch Schulsozialarbeit 
anbieten können. Eine strukturelle Aus-
weitung von Schulsozialarbeit ist nach 
Ansicht des Referenten aber erst für das 
Schuljahr 2018/2019 zu erwarten. Es gibt 
nur wenige kritische Rückmeldungen der 
Mitglieder, die sich auf administrative Pro-
bleme bei der örtlichen Umsetzung der 
neuen Förderstrategie beziehen. Lediglich 
der Landkreis Zwickau scheint sich mit sei-
ner Förderstrategie und den notwendigen 
vorbereitenden Verfahren ausgesprochen 
schwer zu tun, berichtet der für diesen 
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Mit Beginn des Schuljahres 2017/2018 wird das Landesprogramm Schulsozialarbeit erstmals umgesetzt 
und eine langjährige Forderung des Paritätischen Sachsen kommt endlich in der Praxis zum Tragen. Der 
Freistaat Sachsen braucht nun eine Ausbildungs- und Gewinnungsstrategie für die Kinder- und Jugendhilfe 
mit ihrem weiter wachsenden Fachkräftebedarf. Dabei ist Schulsozialarbeit ausdrücklich eine Aufgabe für 
sozialpädagogische Fachkräfte mit Hochschulabschluss.

Fachkraftwanderung 
innerhalb der Kinder- und 
Jugendhilfe

Analyse der 
Fachkraftsituation in 
Sachsen notwendig

Verband
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Bundesteilhabegesetz in Sachsen 

Diskussion um Bedarfsbemessung 
kommt kaum voran

kann.“ Unter den aktuellen Umständen 
und abhängig davon, wann schließlich 
ein adäquates Verfahren gefunden wird, 
befürchtet der Referent eine mehrjährige 
Einführungsphase. Vor 2020 sei wohl kaum 
mit der flächendeckenden Anwendung 
des neuen Verfahrens zu rechnen. 

Unter Beteiligung von Mitgliedsorganisati-
onen befasst sich der Paritätische Sachsen 
in einer Strategiegruppe mit den denkbaren 
Auswirkungen des BTHG auf die bestehen-
den Strukturen. Denn insbesondere die 
im BTHG enthaltenen Regelungen zum 
Vertragsrecht haben auch zur Folge, dass 

Mit dem im Jahr 2016 beschlossenen 
Bundesteilhabegesetz (BTHG) hat der 
Gesetzgeber die Rahmenbedingungen 
für die Modernisierung der Eingliede-
rungshilfe geschaffen. Entscheidungen 
zur Bedarfsermittlung (§ 118 BTHG) und 
zur Trägerschaft der Eingliederungshilfe 
(§ 94 BTHG) obliegen jedoch den jeweili-
gen Bundesländern. Obwohl bereits seit 
Jahresbeginn auf Landesebene über ver-
schiedene Möglichkeiten diskutiert wird, 
sind abschließende Entscheidungen derzeit 
noch nicht in Sicht.

Diese unklare Situation verhindert, dass 
sich Träger mit einzelnen Teilfragen näher 
befassen können. Insbesondere 
das künftige Instrument der 
Bedarfserfassung wirkt sich 
auf die Leistungsanbieter 
aus und steht deshalb be-
sonders im Fokus der ak-
tuellen Diskussionen. Zum 
einen wird sich das künftige 
Verfahren auf die Vergütung 
der angebotenen Leistungen 
auswirken und zum anderen 
sind die Erfahrungen mit ei-
nem derartigen Instrumen-
tarium in Sachsen bisher 
lediglich aus dem Bereich 
Wohnen für Menschen mit 
Lernschwierigkeiten bekannt. 
Das dort bereits angewandte 
sogenannte Metzer-Verfahren 
tauchte kürzlich auch als Modell 
für die übergreifende Bedarfs-
bemessung auf.

Roland Frickenhaus, Referent für 
Soziale Teilhabe des Paritätischen 
Sachsen, sagt dazu: „Das Metzler-Ver-
fahren genügt meiner Ansicht nach nicht 
den Vorgaben des Gesetzgebers. Diese 
Ansicht wird in Fachkreisen weitgehend 
geteilt. Wir benötigen vielmehr ein Ver-
fahren, das sowohl in allen Lebensberei-
chen - Wohnen, Teilhabe am Arbeitsleben, 
Freizeit, etc. - als auch für alle Zielgruppen 
- Menschen mit Lernschwierigkeiten, 
Menschen mit einer chronisch-psy-
chischen Erkrankung, suchtkranke 
Menschen etc. - angewandt werden 

die Betroffenen ab 2020 Leistungen der 
Grundsicherung separat von denen der 
Fachleistung erhalten werden. Für die Träger 
bedeutet das, dass mit den Klient(innen)en 
neue Verträge abzuschließen sein werden 
und dass die Träger ihre Kosten differenziert 
kalkulieren müssen. 

„Wir bemerken in der Trägerlandschaft 
einen gewissen Unmut über die Langwie-
rigkeit der Entscheidungsfindung seitens 
des zuständigen Sozialministeriums. Die 
Erfahrung lehrt, dass eine Umsetzung, wie 
auch immer sie aussehen wird, sicher wie-
der kurzfristig und im laufenden Geschäft 
erfolgen muss. Deshalb besprechen wir 
in einer eigens dazu gegründeten Strate-
giegruppe die möglichen Auswirkungen 
verschiedener Regelungen bereits jetzt, 
um bei der tatsächlichen Umstellung gut 
beraten zu können“, so Roland Frickenhaus.

Des Weiteren bietet das Fachreferat auch 
Vorträge und Beratungen zu einzelnen 
Aspekten des BTHG in den Regionen und 

in Einrichtungen an. 

Mitgliedsorganisationen 
erhalten spezielle 
Fachinformationen 
rund um das 
Bundesteilhabegesetz 
über ihr persönliches 
Nutzer(innen)konto 
oder lesen diese im 
internen Bereich der 
Verbandswebsite auf 
www.parisax.de/
fachinformation 
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Bundesteilhabegesetz in Sachsen 

Andere Leistungsanbieter für Teilhabe 
am Arbeitsleben - Wie sieht es aus?

Mit dem Bundesteilhabegesetz wird für 
Menschen, die Anspruch auf Leistungen 
im Eingangsverfahren und im Berufsbil-
dungsbereich sowie im Arbeitsbereich 
einer Werkstatt für Menschen mit Behin-
derung (WfbM) haben, die Möglichkeit 
eröffnet, diese Leistungen bei ande-
ren Anbietern in Anspruch zu nehmen 
(§ 60 BTHG). Damit sollen die die Wahlf-
reiheit gestärkt und Alternativen zur 
WfbM möglich werden.

Angebotslandschaft im Sinne der Ziel-
gruppe gestaltet werden kann?

„Bisher noch völlig ungeklärt ist z.B. 
die Frage, wie die Qualität der Leistung 
bei anderen Anbietern sichergestellt 
wird. Der Paritätische wird sich in die 
Diskussionen um die Formulierung von 
Qualitätsstandards auf Landesebene 
einbringen“, betont Kristin Höfler.

Ebenfalls noch ungeklärt ist, inwieweit 
die Sicherung der Möglichkeiten des 
Zuverdienstes im Rahmen von ande-
ren Leistungsanbietern erfolgen kann. 
Hier wolle der Landesverband ebenfalls 
dranbleiben, so die Referentin.

Über alle Aspekte zu den „anderen Leis-
tungsanbietern“ berät der Paritätische 
Sachsen in Arbeits- und Fachgruppen, 
bestehend aus WfbM und anderen Trä-
gern im Verband, deren Engagement 
auf Teilhabe an Arbeit für Menschen mit 
Beeinträchtigung gerichtet ist.

Verband

„Diese Entwicklung ist begrüßens-
wert, da sie die Angebotsvielfalt für 
die künftigen Beschäftigten stärkt“, so 
Kristin Höfler, Referentin für Arbeit und 
Beschäftigung des Paritätischen Sach-
sen. „Bisher ist schwer abzuschätzen 
inwieweit sich Träger im Rahmen des 
§ 60 BTHG engagieren werden. Da 
derzeit noch keine ausführenden 
Bestimmungen vorliegen, ist die Erar-
beitung passender Konzepte erschwert. 
So steht die Frage im Raum, ob und wie 
es gelingen wird, qualitätsvolle Ange-
bote zu entwickeln, die als Alternative 
gerne wahrgenommen werden.“ 

Andere Leistungsanbieter können alle 
Träger sein, die die fachlichen Anfor-
derungen des § 60 BTHG erfüllen. Eine 
Beschränkung auf bestimmte Firmen 
oder eine Auswahl von Trägern ist nicht 
vorgesehen. Auch Mitgliedsorganisa-
tionen beschäftigen sich damit, wie 
alternative Angebote aussehen könnten 
und ob sie vielleicht im eigenen Tätig-
keitsfeld umsetzbar sind. Fragen nach 
der praktischen Anwendung, wie z.B. 
zum Anerkennungsverfahren, kommen 
daher immer häufiger zur Sprache.

Darüber hinaus werden die Möglich-
keiten von Kooperationen diskutiert. 
Eine wichtige Frage dabei ist: Wie las-
sen sich vorhandene Angebote und 
jene der anderen Leistungsanbie-
ter künftig so verknüpfen, dass die 
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Sie haben Interesse 
an der Mitarbeit? Bitte 
sprechen Sie Kristin 
Höfler direkt an.
kristin.hoefler@parisax.de
0351/ 491 66 73

Interkulturelle Öffnung = Qualitätsmerkmal

Mehr zu den Workshops auf: www.parisax.de/aktuelles/veranstaltungen

27. September 2017 

Altenhilfe & Pflege: 
Pflege ich anders als Du? 

Möglichkeiten der Gewinnung 
von Pflegekräften und 
Mehrwert von Teamvielfalt

16. Oktober 2017 

Kinder- und Jugendhilfe: 
Streite ich anders als Du?

Möglichkeiten und 
Handlungsansätze eines 
gelingenden Miteinanders in 
kulturell gemischten Gruppen

23. Oktober 2017

Soziale Teilhabe: 
Chance? Risiko? Mehrwert?

Aspekte der interkulturellen 
Öffnung in den Bereichen 
Soziale Teilhabe, Besondere 
Lebenslagen und Menschen 
mit Behinderung

30



Anzeige



Mit rund 500 Mitgliedsorganisationen ist der Paritätische Sachsen der 
größte Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege im Freistaat Sachsen. 

Erfahren Sie mehr über Sozial- und Bildungsthemen auf unserer Website:

 www.parisax.de

Soziales aktiv gestalten.

Folgen Sie uns auf twitter: 

www.twitter.com/ParitaetSN

Wir bieten Weiterbildungen und Inhouse-Schulungen an. Machen 
Sie sich fit in Sozial- und Bildungsthemen, rechtlichen Fragen oder in 
Managementthemen.  Zum Beispiel mit diesen Seminaren:

18.10.2017	 Projektmanagement kompakt für gemeinnützige 			 
		  Organisationen

24.10.2017	 Gesundes Streiten – Konstruktive Konfliktlösung

26.10.2017	 Balanceorientierte Arbeitszeit- und Dienstplangestaltung in 	
		  der Pflege

09.11.2017	 Und wer kümmert sich um mich? – Selbstfürsorge in sozialen 	
		  Berufsfeldern

01.12.2017	 ...mit einem Bein im Hamsterrad? Work-Life-Balance für 		
		  Berufseinsteiger(innen)

Jetzt in unserem Weiterbildungsangebot stöbern: www.parisax.de/weiterbildung


